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Nr. 146. Mittag: Ausgabe. 


Deutſchland. 
O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 26. März. 

19. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Eröffnung 10 Uhr. Die Tribünen ſind überfüllt, in der Mittelloge der 
Kronprinz von Preußen und der Großherzog von Baden mit ihren Gemah⸗ 
Unnen, die Prinzeſſen von Hohenzollern, Prinz Wilhelm von Baden, Prinz 
Nicolaus von Naſſau, der Großherzog von Weimar. Am Tiſche der Bundes: 
Commiſſarien: Graf Bismarck, v. Roon v. d. Heydt, v. Savigny, Dr. Wetzel, 
Hoffmann, v. Liebe u. ſ. w. 

Die Abopı v. Forckenbeck (2, Abth.), v. Denzin (3. Abth.), v. Rauch⸗ 
haupt (4. Abth.) ſind in das Haus eingetreten. Miniſter Graf Itzenplitz 
har dem Reichstage 8 Exemplare der Ueberſichtskarte über das Telegraphen⸗ 
neb des norddeutſchen Bundes zur Dispoſition geſtellt. 

Die Vorberathung war ſtehen geblieben bei der Special Debatte über Abs 
schnitt III. (Bundesrath), Art. 6, welcher lautet: „Der Bundesrath 
besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, unter welchen die 
Stimmführung ſich nach Maßgabe der Vorſchriſten für das Plenum des ehe⸗ 
maligen deutſchen Bundes vertbeilt, fo daß Preußen mit den ehemaligen 
Stimmen von Hannover, Kurheſſen, Holſtein, Naſſau und Frankfurt 17 Stim⸗ 
men führt, Sachſen 4, Heſſen 1, Mecklenburg⸗Schwerin 2, Sachſen⸗Weimar 1, 
Mecklenburg ⸗Strelitz 1, Oldenburg 1, Braunſchweig 2, Sachſen⸗Meiningen 1, 
Sachſen⸗Altenburg 1, Sachſen⸗Koburg⸗Gotba 1, Anhalt 1, Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt 1, Schwarzburg⸗Sondershauſen 1, Waldeck 1, Reuß ältere Linie 1, Reuß 
üngere Linie 1, Schaumburg⸗Lippe 1, Lippe 1, Lübeck 1, Bremen 1, Ham⸗ 
urg 1, Summa 43, 

Hierzu find. folgende Amendements geſtellt: 1) vom Abg. v. Bodums 
Dolffs: die Worte „mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, 
Kurheſſen, Holſtein, Naſſau und Frankfurt“ aus dem Art. 6 zu 

reichen; 2) von den Abgg. Michaelis und Braun (Wiesbaden): ſtatt der 

orte: „die Stimmführung ſich nach Maßgabe der Vorſchriften 
für das Plenum des ehemaligen deutſchen Bundes“ zu ſetzen: 
„ſich die Stimmführung derart“. 5 

Abg. Haberkorn befürwortet die unveränderte Annahme des Artikels, 
da die Amendements rein redactionelle Aenderungen ſeien. a 

Abg. v. Bodum: Dolffz: die Worte, die er geſtrichen wiſſen will, ſeien 
u 

g. 


überflüͤſſig. 

r. Braun: Die Berufung auf den früheren Bund iſt entweder 
überflüffig und inhaltslos oder kann, wenn man ihr wirklich einen Inhalt 
iebt, dahin gedeutet werden, als ob die frühere Bundes verfaſſung eine ſub⸗ 
diäre Geltung habe; daraus kennen große Schwierigkeiten für die neue Ent⸗ 
wickelung entſtehen. Superflua nocent, 

(Während der Rede des Abgeordn. Braun begiebt ſich Miniſter⸗Präſident 
ee zum Abg. v. Vincke (Hagen) und ſpricht eine Zeit lang 
mit ihm. 

Abg. v. Vincke (Hagen) (für den Entwurf): Das Sprichwort „super- 
Aus nocent‘ findet hier keine Anwendung; denn die Worte haben einen ganz 
beſtimmten Zweck. Es ſoll damit ein Fingerzeig gegeben werden, daß Preu: 
ßen im Bundesrathe keine prädominixende Stellung haben will, obgleich es 
an Bevölkerungszahl prädominirt. Dies wird zugleich zur Beruhigung der 

deutſchen Staaten gereichen und ihnen den Anſchluß an den norddeutſchen 

und leichter und erwünſchter machen. 

Präſtdent der Bundescommiſſarien Graf Bismarck: Jede derartige 
Stimmvertheilung hat nothwendig etwas Willkürliches. Wenn dieſelbe im 
Bundesrathe ſo eingerichtet würde wie im Reichstage, nach dem Maßſtabe 
der Bevölkerung, ſo würde Preußen eine ſolche Majorität haben, daß die 
übrigen Staaten gar kein Intereſſe daran haben würden, ſich dort vertreten 
zu laflen. Es mußte deshalb ein Stimmverhältniß geſchaffen werden, welches 
auch eine Majoriät außerhalb der preußiſchen Vota zuläßt. Die Ihnen im 
Entwurfe vorgeſchlagene Vertheilung fällt um fo ſchwerer in's Gewicht, als 
die verbündeten Regierungen ſich darüber geeinigt haben. Es iſt allerdings 
auch eine wollkürliche Vertheilung; aber fie ift ſchon 50 Jahre alt und man 
bat ſich 50 Jahre lang daran gewöhnt. Es liegt nun im Wunſche der Re⸗ 

ierung, dieſer Motivirung Ausdruck zu geben, daß die Vertheilung ſchon 
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über in rechtlicher Geltung beſtanden und nicht nach Macht, Einfluß und All 


Bevölkerungszahl eingerichtet iſt. Die Regierung legt beſonderen Werth dar⸗ 
auf, daß dieſer unſchädliche Zuſatz beibehalten bleibt. Daß man daraus eine 
jub diäre Geltung der Bundesverfaſſung deduciren könne, muß ich dur aus 
n Abrede ſtellen; ich bin im Gegentheil der Meinung, daß die Vermuthung, 
das frühere Recht habe ſubſidiäre Geltung, viel eher Platz greifen kann, wenn 
der Zuſatz wegnelafien wird. 

Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Nach der ſo eben abgegebenen Erklärung 
des Herrn Präſtdenten der Bundes⸗Commiſſarien ziehe ich meinen Antrag 


zurück. 3 N > 
Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Auch ich lege keinen Werth darauf, daß über 

meinen Antrag abgeſtimmt wird. 
Art. 6 wird darauf faſt einſtimmig angenommen; 


roote. z 
Art. 7 lautet: „Jedes Mitglied des Bundes kann jo viel Bevollmächtigte 
pm Bundesrathe ernennen, wie es Stimmen hat; doch kann die Geſammt⸗ 
eit der zuſtändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. Nicht der⸗ 
kretene ober nicht inſtruirte Stimmen werden nicht gezählt. Jedes Bundes: 
ga iſt befugt, Vorſchläge zu machen und in Vortrag zu bringen und das 
räſtdium ift verpflichtet, dieſelben der Berathung zu übergeben. Die Be⸗ 
lber lun erfolgt mit einfacher Mehrheit, mit Ausnahme von Beſchlüſſen 
über Maſſun 8 Veränderungen, welche zwei Drittel der Stimmen erfordern. 
Bei Stimmengleichheit giebt die . den Ausſchlag.“ — Hiezu 
ind folgende Aden en d geſtellt; 1) vom Abg. Lasker: „a. in Alinea 
die Worte: „mit Ausnahme“ bis „erfordern“ zu ſtreichen; b) mit dem 
Amendement a für untrennbar zu erklären, und als beſonderen Artikel 
an den Schluß der Verfaſſung zu ſetzen: Art. — Veränderungen der 
Verfaſſung erfolgen im Wege der Geſetzgebung, jedoch tft zu 
denſelben im Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln 
der vertretenen Stimmen erforderlich.“ 

2) vom Abg. Kratz: Gern Schlußſatz des Lasker'ſchen Amendements wie 
folgt zu faſſen: Art. — Veränderungen der Verfaſſung erfolgen im Wege 
der Geſetzgebung, jedoch iſt zu denſelben im Bundes rathe eine m: rheit von 
zwei Dritteln der vertretenen und im Reichstage eine Mehrheit von 
zwei a der in geſetzlicher Anzahl (Art. 26) anweſenden Stimmen 
erforderlich.“ 

ee „ (für den Entwurf): Das Amendement Lasker bat nur 
redactionelle Bedeutung und empfiehlt ſich deshalb feine Ablehnung. In der 
gie ift allerdings früher die Befürchtung laut geworden, daß nach dem 

ertaflungsentwurf Verfaſſungsänderungen nur durch den Bundesrath berbei- 
geführt werden könnten; der Herr Präſident der Bundes⸗Commiſſarien hat 
dies aber ausdrücklich negirt, wir haben deshalb keine Veranlaſſung, ausdrück⸗ 
lich zu erklären, daß Verfaſſungs änderungen in den Bereich der Geſetzgebung 
gehören. — Noch entſchiedener muß ich mich gegen das Amendement Kraß 
erklären, welches eine Majorität von % auch im Reichstage für Verfaſſungs⸗ 
Aenderungen ftatuirt. Das Werk, an dem wir arbeiten, wird mit ziemlicher 
Eile beſchloſſen und wird der Fortentwickelung bedürftig ſein; diefe würde 
aber durch das Amendement Kratz ſehr erſchwert werden. a 
Abg. Lasker: Mit Bezug auf das Amendement Kratz ſchließe ich mich 
dem Vorredner an, aber nicht mit Bezug auf das meinige. Erſtens kann 
man aus dem Wortlaute des Artikels die Vermuthung ſchöpfen, daß der 
Bundesrath allein über Verfaſfungsänderungen zu beſchließen habe; die Ne 
daction des Paragraphen iſt alſo nicht glücklich gefaßt. Sodann ſagt Art. 23: 


dagegen u. A. Abg. 


„Der Reichstag hat das Recht, Geſetze innerhalb der nen des Bundes 
vorzuſchlagen.“ Wenn nun nicht ausdrücklich ausgeſprochen wird, daß auch 


Verfaſſungsanderungen zur Competenz des Reichstages gehören, könnte ein 

Zweifel darüber er ob der Reichstag hierin die Initiative ergreifen 

af. Um beiden Mißverſtändniſſen vorzubeugen, iſt deshalb eine geſetzliche 
Nterpretation durchaus noͤthig. 

g. Kratz: Mit dem Amendement Lasker bin ich einverſtanden, habe 

chlu deſſelben das ausgufeben, daß für den einen Factor 9101 

Majorität erforderlich ſein fol, als für den anderen. Mit ebenſo vie 

würde ja auch einfache Majoriıät im Bundes rathe genägen. Ich bin 

Ale der Meinung, daß Verſaſſungsgeſeße niemals dom Parteiſtandpunlte 
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aus beſchloſſen, ſondern rein obzectiv behandelt werden müſſen. Es ift des⸗ 
halb ein allgemein anerkanntes Princip, Verfaſſungs⸗ Aenderungen nicht zu 
erleichtern. Dieſer in allen Verfaſſungen ausgeſprochene Grundſatz ſoll durch 
mein Amendement auch für unſere Verfaſſung Geltung bekommen. 

Abg. Windthorſt: 85 empfehle das Amendement Kratz. Ich bin näm⸗ 
lich der 3 daß alle Verfaſſungs⸗Geſetze einer großen Stabilität be: 
dürfen; denn plötzliche Veränderungen rufen Unruhen nach allen Seiten hin 
hervor. Der Bin: v. Binde (Hagen) hat Unrecht, wenn er folgert: „Ca ſſt 
ja doch ein unvollkommenes Werk. da brauchen wir dieſe nützliche Beſtim⸗ 
mung auch nicht aufzunehmen“. M. H.] Einem meiner Meinung nach uns 
vollkommenem Werk, das ich verbeſſern kann, würde ich nicht zuſtimmen. — 
Eine pröbere Majorität für Verfaſſungs⸗Aenderungen empfiehlt ſich auch ſchon 
deshalb, damit man weiß, ob es ſich um eine Verfaſſungs⸗Aenderung handelt 
oder um ein gewöhnliches Geſetz. Es wird dadurch die Unſicherheit vermieden 
mit Bezug auf die Competenz der Reichsgeſetzgebung gegenüber der Geſetz⸗ 
gebung der Einzelſtaaten. — Durch die Annahme des Kratz'ſchen Amende⸗ 
ments wird außerdem eine rößere Garantie dafür geſchaffen, daß die Ströͤ⸗ 
mung zum Einheitsſtaat aufgehalten werden kann. 

Es wird darauf abgeſtimmt; Al nea 1 des Art. 7 wird angenommen; das 
Unteramendement Kraß wird abgelehnt, dafür etwa 30 Stimmen; auch die 
äußerſte Linke ſtimmt dagegen; das Amendement Lasker wird in ſeinen 
beiden Theilen und darauf der ganze Art. 7 in der amendirten Form an⸗ 
ie Discuffion gebt auf Art. 8 des c lcher lautet: „D 

ie Discuſſion geht auf Art. 8 des Entwurfs über, welcher lautet: „Der 
Bundesrath bildet aus ſeiner Mitte . Ausſchüſſe 1) für 
das Landheer und die Feſtungen, 2) für das Seeweſen, 3) für Zoll⸗ und 
Steuerweſen, 4) für Handel und Verkehr, 5) für Eiſenbahnen, Poſt und Tele⸗ 
graphen, 6) für Juſtizweſen, 7) für Rechnungsweſen. In jedem dieſer Aus⸗ 
ſchüſſe werden außer dem Präſidium mindeſtens zwei Bundesſtaaten 
vertreten ſein und führt innerhalb derſelben jeder Staat nur eine Stimme. 
Die Mitglieder der Ausſchüſſe zu 1 und 2 werden von dem Bundesfeld⸗ 
herrn ernannt, die der übrigen von dem Bundesrathe gewählt. Die Zu⸗ 
ſammenſetzung dieſer Ausſchüſſe iſt für jede Seſſion des Bundesrathes be⸗ 
ziehungsweiſe mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausſcheidenden Mit 
glieder wieder wählbar ſind. Den Ausſchüſſen werden die zu ihren Arbeiten 
. 8 Beamten zur Verfügung geſtellt.“ 

Abg. Jacharige beantragt den Ausdruck „Bundespräſidium“ ſtatt 
„Bundesfeldherrn“. 

Abg. Dr. Re (zur Geſchäftsordnung): Ich bitte den Herrn Präſidenten, 
die Ark. 8, 9 und 11 zuſammen zur Discuſſion zu ſtellen, da Diejenigen, 
welche gegen Art. 8 ſind, in der Debatte ausführen müſſen, wie ſie die Art. 9 
ee ee en 

räſident Dr, Simſon: Von dieſem Vorſchlage möchte ich abrathen; die 
Herren, welche die Art. 8 und 9 in ihrer 1 —. 9 — Faſſung at ans 
nehmen wollen, haben bei Art. 11 Gelegenheit, neue Vorſchläge zu machen. 
Ein ſolches Vorgreifen in die Discuſſion halte ich aber für bedenklich. 

Der Antrag wird abgelehnt; dafs ſtimmt nur die Linke. 

Abg. v. Hammerſtein: Isch möchte mir nur eine Auskunft über die Be⸗ 
ſtimmung der dauernden Ausſchüſſe erbitten, von denen es mir zweifelhaft 
erſcheint, ob ſie auch fortdauern ſollen, wenn der Bundesrath nicht verſam⸗ 
melt iſt. Aus dem Art. 2 des zwiſchen Preußen und Sachſen abgeſchloſſenen 
Vertrages, wie aus Art. 36 des Verfaſſungsentwurfs, glaube ich entnehmen 
zu müſſen, daß dieſe Frage zu bejahen iſt, indeß bleibt ſie mir immerhin noch 
zweifelhaft. Dann finde ich auch die Beſtimmung der Ausſchuſſe Nr. 2 „für 
das Seeweſen“ und Nr. 4 „für Handel und Verkehr“ nicht klar gefaßt, ob 
nämlich Nr. 2 blos ausſchließlich für die Kriegsmarine oder, wie Nr. 4 mit 
ſeinen Kategorien des Handels und Verkehrs annehmen läßt, auch für die 
Handelsmarine eingeſetzt iſt. Ferner iſt es nicht klar, ob die Ausſchüſſe ledig⸗ 
lich dem Bundesrathe, das heißt der Legislative, oder auch dem Bundesprä⸗ 
ſidium, das heißt der Executive, zur Seite ſtehen. Ich meine, daß dies aller⸗ 
dings in erſter Linie bei dem Bundesrath, für einzelne beſtimmte Fälle aber 
auch bei dem Bundespräſidium ſtatthaben wird. Endlich möchte ich dieſe Ge⸗ 
legenheit benutzen, um mich für den Antrag Zacharige zu erklären. In dem 
ganzen Entwurfe iſt es überhaupt zu bedauern, daß die Central⸗Gewalt in 
ſo verſchiedenen Formen auftritt, bald als Bundespräſidium, bald als Bun⸗ 
desfeldherr, bald als Krone Preußen. Darunter leidet die Deutlichkeit im 
gemeinen; in dieſem fpeciellen Falle aber tritt noch hinzu, daß der Aus⸗ 
druck Bundesfeldberr auf eine Art von Offenſive hinweist, während doch für 
den größten Theil unſerer Geſchäſte und den Charakter des Bundes der Fries 
denszuſtand maßgebend iſt. 5 - 

räſtdent der Bundes⸗Commiſſarien Graf v. Bismarck⸗Schönhauſen: 
Was den Ausdruck dauernd“ anbelangt, jo iſt derſelbe dahin gemeint gewe⸗ 
ſen, daß dies nicht Ausſchüſſe fein ſollen, die einmal ad hoc zu einem ber 
ſtimmten Zweck gewählt werden, ſondern ſolche Ausſchüſſe, welche ſtets exiſti⸗ 
ren ſollen. Ob ſie immer verſammelt fein ſollen, ob fie auch dann in Thä⸗ 
tigkeit ſein ſollen wenn der Bundesrath nicht verſammelt iſt, hängt von den 
Beſchlüſſen des Bundesrathes ab und von der Bedürftigkeitsfrage. Der Bun⸗ 
desrath kann ſehr wohl das Bedürfniß haben, daß langwierige vorbereitende 
Arbeiten, die aus dieſen Ausſchüſſen hervorgehen, erledigt werden, ehe er in 
ſeiner vollen Anzahl zuſammentritt, namentlich da die Mitglieder des Bundes⸗ 
tages möglicherweiſe auch in ihrer engeren Heimath Geſchäfte von Wichtigkeit 
haben können, fo daß man mit ihrer Zeit ſparſam umgehe. Es iſt das für 
eultativ je nach den Beſchlüſſen des Bundesrathes. Ich glaube nicht, daß 
irgendwie eine formale Handhabe dazu ums fei, daß ſich ein Ausſchuß 
verſammelte gegen den Beſchluß des Bundesrathes, und das Präſidium 
nimmt nicht das Recht in Anſpruch, dieſe Ausſchüſſe auf eigene Hand ohne 
den Willen des Bundesrathes zu berufen und tagen zu laſſen. Wenn der 

Herr Vorredner eine Deutlichkeit in den Ausdrücken ad 2 und 4 „Seeweſen 
und Handel und Verkehr“ vermißt hat, Jo glaube ich, hätte er ſich die a e 
bon ſelbſt aus dem fpäteren Satz beantworten können, welcher ſagt, daß die 
üitglieber erer beiden Ausſchüſſe zu ! und 2 von dem Bundesfeldherrn er⸗ 
nannt werden. k 

laube, der Herr Vorredner hat das auch ſelbſt gefühlt, daß damit 
Nr. Peli ſei, 85 es die Kriegsmarine ſein fal Daß zwiſchen der 

i i jenigen Bebörden, die ſich die Pflege für Handel und 
Kriegsmarine und denjenigen Be uch die Seeſchifff A dels, viel 
Verkehr angelegen fein laſſen, alſo a ſchalts each ee es Handels, N 0 0 
Berührungspunkte und gemeinſame Ge 5 zolſche * el das un 
in jedem Einzelſtaate aus den Berührunge nicht v 0 nn 8% um ® Hartz. 
Miniſterium und ich glaube, wir find 25 9755 erſammelt, umbie f : 
ordnung des Bundesrathes und feiner 877 ſſe ſchon zu eratben. a3 
ferner den Aenderungsantrag betrifft, ſtatt „Bundesfeldherr“ „Bunbesprä- 
fivium“ zu ſetzen, fo halte ich venſelben für einen vollſtändig müßigen, für 
einen von denen, die — ich will nicht ſagen, darauf berechnet find — aber 
keinen anderen Erfolg haben, als uns unſere Zeit mit müßigen Fragen ver⸗ 
lieren zu laſſen, beſonders wenn langere Reden gehalten werden. Der defen⸗ 
five Charakter unſeres Geſammtbündniſſes wird nicht durch ſolche kleine Worte 
beeinträchtigt und große Staaten, die ein Urtheil darüber fällen, haben nicht 
die Gewohnheit der en 19905 Fi 

Abg. Bouneß: Für je Nattonägejeß iſt das Haupterforderniß 
glarheſt. Man Bi in Har fein über die Natur der Organe und über die 
Bedeutung ihrer Zunchionen. Deshalb halte ich es zunächſt für geboten, daß 
die verſchievenen Benenmungen Bi die Krone Preußen auf die Bezeichnung 
„Bundes⸗Präſidium“ zur geführt werden. Was den Art. 8 anbetrifft, fo 
iſt er meiner Anſicht nach dahin aufzufaſſen, daß den Ausſchüſſen wie dem 
Bundesrathe überhaupt auch Befugniſſe für die Executive Aussen werden 
ſollen; es geht ver aus dem Vergleich mit den Artikeln 20, 24, 34 
Nr. 2 und 36 des di erſaſſungs⸗Entwurfs hervor. Ich theile die Anſicht der⸗ 
jenigen, welche für die Executive die Einſezung eines einheitlichen Organs Ir 
dringend geboten erachten. Auch für unjeren Verfaſſungsentwurf, der ſich 
eben nicht durch Einfachheit auszeichnet, iſt die einheitliche Erecutide geboten 
und natürlich durch Uebertragung an die Krone Preußen. Im Uebrigen 
habe ich beantragt, den Art. 8 ganz zu ſtreichen und werde demgemäß ſtimmen. 

Abg. Tweſten: Den Anfechtungen der Ausſchüſſe liegt das Mißverſtänd⸗ 
niß zu Grunde, als ob dieſelben eine regelmäßige Executive bilden ſollen. 
Das iſt nicht der Fall. Sie find vorberatende 1. —.— des Bundesraths, 
gehören alſo unter deſſen Geſchäftsordnung und entziehen fi als Internum 
des Bundesraths unferer Discuffion. Der Herr Präſſdent der Bundes⸗Com⸗ 
miſſarien hat zwar gejagt, daß die Ausſchüſſe in der Regel blos . zuſam⸗ 
mentreten, wenn auch der Bundesrath versammelt iſt, aber ich glaube, daß 


— 
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eitung. 


ten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonnta 
einmal, an den übrigen Taten zweimal ri 1 
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die Ausſchüſſe für das Rechnungsweſen und für Handel und Verkehr Vers 
anlaſſung werden nehmen müſſen, auch dann zuſammenzutreten, wenn der 
Bundesxrath nicht verſammelt iſt. 
vorgehoben, ihrer Hauptbedeutung nach vorberathende Organe des Bundes⸗ 
rathes ſein und deshalb glaube ich, unterliegen ſie keinen Bedenken und bitte 
ich Sie, Art. 8 unverändert anzunehmen. 

Präſident der Bundescommiſſarien Miniſterpräſident Graf Bismarck: 
Ich habe mich vorbin wohl mißverſtändlich ausgedrückt. Mit den Worten 
„in der Regel“ habe ich nur jagen wollen, daß dorausſichtlich die Thätigkeit 
dieſer Ausſchüſſe hauptfächlich in die Periode fallen wird, wo auch der 
Bundesrath verſammelt ſein wird, was aber nicht ausſchließt, daß je nach dem 
Bedürfniß die Ausſchüſſe auch — vorbereitende früher ausarbeitende nach 
dem Schluſſe der Sitzung des Bundesrathes — e bleiben werden, 
und ich hob ferner nur hervor, daß es nicht die Abſicht des Präsidiums ſei, 
ſich dieſer Ausſchüſſe als eines Präſidialorgans ohne die Sicherheit der Ueber⸗ 
einſtimmung des Bundesrathes bedienen zu wollen. 

Abg. Dr, Nee: Meine Herren! Man war in ganz Deutſchland von vorn 
herein daruber einig, daß der Bundesrath, wie er im Verfaſſungsentwurf 
vorliegt, ein Zwitterding zwiſchen Legislative und Executive iſt, oder wenn 
dies nicht zugegeben werden ſoll, daß man ſich dann über dieſe Inſtitution 
nicht recht klar werden kann. Correct würde man den Bundesrath als Ober⸗ 
haus und den Reichstag als Unterhaus betrachten müſſen, ſo daß man mit 
dem Bundespräſidium drei Factoren der Geſetzgebung hätte. Aus den im 
Art. 8 proponirten Ausſchüſſen geht aber 
rath ein Theil der Executive ſein ſoll. Wie könnte er ſonſt zur Bildung von 
Ausſchüſſen ermächtigt werden, da der Reichstag keine hat. Wenn dem Bun⸗ 
desrathe blos die Legislative zuſtände, wenn er alſo dem Reichstage gegenüber 
nur den Charakter eines Oberhauſes hätte, dann müßten für beide auch ganz 
dieſelben Normen geltend ſein. 

Aus dieſer ungleichmäßigen Behandlung läßt fi ſchließen, daß die Aus⸗ 
ſchüſſe noch zu etwas Anderem beſtimmt ſind, als blos dazu, vorberathende 
Organe des Bundesraths zu ſein. Die Mitglieder der Ausſchüſſe müſſen in 
den Sitzungen des Reichstags zum Wort verſtattet werden, wo in der Welt 
aber käme es vor, daß Mitglieder eines Oberhauſes in einem Unterhauſe 
ſprechen dürfen. Muß aber dem Bundesrathe ein Theil der Executive zuge⸗ 
ſtanden werden, fo würde ich mich auf das Allerentſchiedenſte gegen ihn er⸗ 
klären müſſen. Denn von der Executive kann ich die Forderung der Verant⸗ 
wortlichkeit nicht trennen und dieſe Verantwortlichkeit foll nicht zugeſtanden 
werden. M. H., Früher hätte man in keiner geſetzgebenden Verſammlung 
gewagt, die Nothwendigkeit einer Verantwortlichkeit der Executivgewalt in 
Abrede zu ſtellen. Erſt hier iſt dieſer Verſuch gemacht worden. Was be⸗ 
deutet denn dieſe Verantwortlichkeit? Nichts als die Nothwendigkeit, daß 
8. ohne Mee zur Beobachtung der Geſetze gehalten iſt. (Ruf: zur 

ache.) Im conſtitutionellen Staate iſt einzig und allein die Perſon des 
Königs eine un verantwortliche. Wenn dem aber ſo iſt, ſo folgt daraus, daß 
alle Anderen, die Miniſter an der Spitze, verantwortlich ſind. (Ruf: zur 
Sache!) (Präſident Dr. Simſon: Der Redner ift bei der Sache, wenn er 
von der Verantwortlichkeit der Executive ſpricht. — Bravo lipks.) Wenn 
nun aber behauptet werden muß, daß Jeder ohne Unterſchied die Geſetze beob⸗ 
achten muß, dann verſteht es ſich von ſelbſt, daß Diejenigen, welche am 
meiſten Schaden anrichten können, am meiſten dazu gehalten ſind, und wer 
kann mehr ſchaden als ein Miniſterium. (Heiterkeit. Bravo!) 

Man hat freilich verſucht, die Unmöglichkeit einer Verantwortlichkeit nach⸗ 
zuweiſen, aber alles, was in dieſer Beziehung vorgebracht, iſt oh ne Werth. 
Man hat auch auf England hingewiefen und dort gewiß ohne Grund, denn 
die engliſche Geſchichte trägt blutige Spuren dieſer Verantwortlichkeit. Und 
dann vergeſſen Sie doch nicht, daß ſelbſt der conſervativen Partei in England 
gewiſſe Grundſätze der Veifaſſung, namentlich in Bezug auf das n 
jo in Fleiſch und Blut übergegangen find, daß es keinem engliſchen Miniſter 
jemals einfallen könnte, gegen dieſe Grundſätze zu fündigen. Wenn der Abs 

eordnete v. Waßzdorf auf ſeine eigenen Erfahrungen ſich beruft und uns 
agt .. . . (Unterbrechung — Präſident Dr, Simſon: Jetzt glaube auch ich, 
daß der Redner von der Sache pe, M. H.! Wir find in der Lage, 
Theorien bekämpfen zu müſſen und der Schluß der De 
möglich gemacht über das Princip der Verantwortlichkeit zu ſprechen. Da ich 


nta 


das auch hier nicht darf, jo mochte ich die nationale Partei nur noch darauf 


aufmerkſam machen, daß, wenn Sie Art. 8 unverändert annehmen, es Ihnen 
künftig nicht mehr möglich fein wird, die Verantwortlichkeit in die Verſaſſung 
einzuführen. Und jetzt noch ein einziges Wort, m. H., Sie haben die Grund⸗ 
rechte geſtrichen, indem Sie die betreffenden Anträge verwarfen, ich halte es 
für meine Pflicht, dagegen meinerſeits Proteſt zu erheben. (Widerſpruch. 

Präſident Dr. Simſon: Ich muß darauf aufmerkſam machen, daß dieſer 
Proteſt in keiner Weiſe zuläſſig ift. b . 

Abg. v. Bennigſen: Im Namen meiner politiſchen Freunde möchte ich 
bier ausſprechen, weshalb wir für Auftechterhaltung des Art. 8 uns erklären 
müſſen. Die linke Seite des Hauſes, welche den Bundesrath blos auf die 
Legislative beſchränken will, muß begreiflicher Weiſe darauf halten, daß die 
Ausſchüſſe, welche nach der Executive hinleiten, geſtrichen werden. Ich bin 


nicht dieſer Anſicht, weil, wenn Art. 8 geſtrichen wird, dieſer Verfaſſungsent⸗ 


wurf, der aus der Vereinbarung der Regierungen hervorgegangen iſt, einer 
großen Veränderun a wird, für die die Zuſtimmung der Regierung 
kaum zu erwarten iſt. Gewiß haben die e der Linken manche Vor⸗ 
zäge und ich verkenne auch keineswegs den Vortheil einer einheitlichen Executive. 
In dem Stadium der Entwickelung aber, in dem die Dinge heut liegen, wo 
man noch nicht weiß, ob und wie bald der Süden an unſeren Bund ſich an⸗ 
ſchließen wird, halte ich ſolche Abänderungen für gefährlich und deshalb werde 
ich mit meinen Freunden darauf nicht eingehen. 

Der Schluß der Debatte wird beantragt, aber abgelehnt. 

Abg. Ausfeld ſpricht fi, da feine Gründe von den Vorrednern ſchon 
N nur mit wenigen Worten gegen Art. 8 aus. 

bg. Dr. Zacharige: Ich erkläre mich nach den Ausführungen des Herrn 

Präſidenten der Bundes⸗Commiſſarien mit Art. 8 einverſtanden und werde 
dafür ſtimmen. Wegen meines Antrages, ſtatt „Bundesfelcherr“ „Bundes⸗ 


ee um“ zu ſetzen, bemerke ich, daß mir vieſe Aenderung im Intereſſe der 


orrectheit geboten erſchien. Es iſt hier nur vom Bundes rath die Rede, in 
welchem der Bundesfeldherr keine Stelle hat. Mögen Sie indeſſen beſchließen, 
wie Sie wollen, ich will jetzt nur noch erklären, daß ich dem Vorſitzenden der 
Bundes⸗Commiſſare nicht das Recht zugeſtehen kann, die von mie geftellten 
Anträge unter die Kategorie von ſuriſtiſchen Spigfindigkeiten zu berieben oder 
unter die, durch welche der Abschluß des Verſaf t I 
4 05 Jene dagegen Proteſt — N daß 3 er 
enig gerechtfertigt iſt, als wenn etwa ſagen wollte, 4. 
faſſungsentwurf enthalte nichts als die Feſtſetzung der Mllitärdictatur mit 
einigen parlamentariſchen Zuthaten. 
Präfident der Bundes⸗Commiſſare Graf Bismarck e Arart Hrn. 
Vorredner erwidern, daß er ſich hier einen Vorwand 36 9575 ntrüſtung 
aus vollkommener eigener Erfindung geſchaffen hat. N imer ich darüber 
auf die ftenographifcen Berichte. Ich habe gerade 8 aber tehrte gefagt ; 
Anträge, die, ich will nicht jagen, darauf berechnet ſind, * er jedenfalls die 
praktische Folge haben, daß das Geihäft aufgehalten wird. Ich habe dem 
Hrn. Vorredner auch nicht Spitzfind keit vorgeworfen, das muß ich als un⸗ 
begründet — ich will keinen härteren Ausdruc gebrauchen — zurückweiſen. 
Seht babe, daß ich Fa darüber ie ie 1 als =. 
i „halten uns auf, da ellire ich einfach an die 
ftändig müßig bezeichnete 1 Sibung; be Dice Frage ob gg err, pe 
e wie wenn i e: „der 
r Göttingen“, oder: „der Hr. Abg. Zachariae“, oder: abe 
rofeſſor Zacharige“, haben wir wenigſtens eine halbe Stunde — 
gering an 5 geſprochen. & babe alſo Lear ten aber 

ag n t andere 
Real als te unndtbig aufpalten. St des nich die Abe 
fe 08 ne geweſen, fo erreicht er etwas Anderes, als ſein Zweck 

4 „Dr. t grober 1 an 

wird Art. 8 mit großer Majorität angenommen, dagegen nur die Linke. 

Art. 9 des Entwurfs: „Jedes Mitglied 5.3 undesrathes hat 


das Recht, im Reichstage zu erſcheinen und muß daſelbſt auf Verlangen 
einer Regierung zu vertreten, auch 
Bündesrathes nicht adoptirt 


jederzeit gehört werden, um die Anfichten fi 
dann, wenn dieſelben von der Maſorität des 


Dieſelben werden indeſſen, wie ſchon her⸗ 


nz klar hervor, daß der Bundes⸗ 


batte hat es uns un⸗ 


ungswerks gehindert werden 


ieht feinen Antrag zurück. — Bei der Abſtimmung i 


” — 
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worden find, Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des 
Reichstages fein“ — ſo wie Art. 10: „Dem Bundespräſidium liegt es ob, 
den Mitgliedern des Bundesrathes den üblichen diplomatiſchen Schutz zu 
gewähren“ — werden ohne Discuſſion genehmigt, nachdem der dies 
ſen Artikeln entſprechende Abſchnitt V. des Groote'ſchen Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfs ſo gut wie einſtimmig abgelehnt iſt. 

Es folgt die Diecuffion über den Abſchnitt IV. des Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfs (Bundes präſidium) Art. 11—20. Er lautet: Art. 11. Das Präſi⸗ 
dium des Bundes ſteht der Krone Preußen zu, welche in Ausübung deſſelben 
den Bund völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Bundes mit zu er⸗ 
klären und Frieden zu ſchließen, Bündniſſe und andere Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen und zu empfangen berechtigt iſt. 

- Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich auf ſolche Gegenſtände be⸗ 
ga welche nach Art. 4 in den Bereich der Bundesgeſetzgebung gehören, 

ſt zu ihrem Abſchluß die Zuſtimmung des Bundesrathes erforderlich. — 
Art. 12. Das Präſidium ernennt den Bundes⸗ftanzler, welcher im Bundes⸗ 

rathe den Vorſitz führt und die Geſchäfte leitet. — Art. 13. Dem Praſidium 
ſteht es zu, den Bundesrath und den Reichsrath zu berufen, zu eröffnen, zu 
vertagen und zu ſchließen. — Art. 14. Die Berufung des Bundesrathes 
und des Reichstages findet alljährlich ſtatt, und kann der Bundesrath zur 
Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber nicht ohne den 
Bundesrath berufen werden. 

Art. 15. Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, ſobald ſie von 
einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. — Art. 16. Der Bundes⸗ 
kanzler kann ſich in Leitung der Geſchäfte durch jedes andere Mitglied des 
Bundesrathes bermöge ſchriftlicher Subſtitution vertreten laſſen. — Art. 17, 
Das Präſidium bat die erforderlichen Vorlagen nach Maßgabe der Beſchlüſſe 
des Bundesrathes an den Reichstag zu bringen, wo ſie durch Mitglieder des 

Bundesrathes oder durch beſondere von letzterem zu ernennende Commiſſarien 
vertreten werden. Art. 18. Dem Präſidium ſteht die Ausfertigung und 
Verkündigung der Bundesgeſetze und die Ueberwachung der Ausführung der⸗ 
ſelben zu. Die hiernach von dem Präſidium ausgehenden Anordnungen 
werden im Namen des Bundes erlaſſen und von dem Bundeskanzler mit 
unterzeichnet. — Art. 19. Das Präſidium ernennt die Bundesbeamten bat 
dieſelben für den Bund zu vereidigen und erforderlichen Falles ihre Entlaſſung 

u verfügen. Art. 20. Wenn Bundesglieder ihre verfaſſungsmäßigen 

undespflichten nicht erfüllen, ſo können ſie dazu im Wege der Execution an⸗ 

gehalten werden. Dieſe Execution iſt a. in Betreff militäriſcher Leiſtungen, 
wenn Gefahr im Verzuge, von dem Bundesfeldherrn anzuordnen und zu voll⸗ 
ziehen, b. in allen anderen Fällen aber von dem Bundesrathe zu beſchließen 
und von dem Bundesfeldherrn zu vollſtrecken. Die Exccution kann bis zur 
Sequeſtration des betreffenden Landes und ſeiner Regierungsgewalt ausge⸗ 

dehnt werden. In den unter a. bezeichneten Fällen iſt dem Bunvesrathe von 
Anordnung der Execution, unter Darlegung der Beweggründe, ungeſäumt 
Kenntniß zu geben. 

Zu dieſem Abſchnitt liegen folgende Amendements vor: 

8 m Bon 55 Abgg. Erxleben, Jenſen, Zachariae, dem Artikel 11 folgende 
aſſung zu geben: 
Das Bundes⸗Präſidium ſteht der Krone Preußen zu. Daſſelbe hat die 
oberauſſehende und vollziehende Gewalt in allen Bundesangelegenheiten aus⸗ 
uüben; es iſt dabei an die Mitwirkung des Bundesraths und ſeiner Aus⸗ 
chüſſe nur jo weit gebunden, als dieje Verfaſſung ſolches ausdrücklich beſtimmt. 
Das Bundes⸗Präſidium iſt ausſchließlich berechtigt, die Bundesminiſter zu 
ernennen und zu entlaſſen. Alle Verfügungen des Bundespräſidii bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung wenigſtens eines Bundesminiſters, 
welcher dadurch dem Reichstage gegenüber die Verantwortung übernimmt. 
Das Bundes⸗Präſidium hat den Bund völkerrechtlich zu bertreien, im Na: 
men des Bundes Krieg zu erklären und Frieden zu ſchließen, Bündniſſe und 
andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen 
und zu empfangen. Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich auf 
ſolche Gegenſtände beziehen, welche in den Bereich der Bundesgeſetzgebung 
gehören oder inſofern dadurch dem Bunde oder den Angehörigen von Bun⸗ 
desſtaaten Verpflichtungen auferlegt werden, bedürfen dieſe Verträge zu ihrer 
Giltigkeit der Zuſtimmung des Bundesrathes und des Reichstages. 
2) Von dem Abg. v. Bennigſen: J) dem Art. 12 hinzuzufügen: ferner 
die Vorſtände der einzelnen Verwaltungszweige, welche nach dem Inbalt die⸗ 
ſer Verfaſſung zur Competenz des Präſidii gehören; 2) im Art. 16 hinter 
den Worten „Leitung der Geſchäfte“ hinzuzufügen „des Bundesraths“; 3) den 
weiten Satz des Art. 18 zu ſtreichen und ftatt deſſen nach Art. 19 einen bes 
8 Artikel einzuſchalten, lautend: Die Anordnungen und Verfügungen 
des Bundes⸗Präſidii werden im Namen des Bundes erlaſſen und bedürfen 
zu ihrer Giltigkeit der Gegenzeichnung des Bundeskanzlers oder eines der 
dom Präſidium ernannten Vorſtände der einzelnen Verwaltungszweige, welche 
dadurch die Verantwortlichkeit übernehmen. Durch ein beſonderes Geſetz wer⸗ 
den die Verantwortlichkeit und das zur Geltendmachung derſelben einzuhal⸗ 
tende Verfahren geregelt. 
= 3 Von den Abgg. Ausfeld, Schulze (Berlin), Simon, Runge und 

Richter: 1. Der Reichstag wolle, nach Streichung des Artikels 8 und des 
erſten Satzes im Artikel 9 des Entwurfes, dem Artikel 11 folgende Faſſung 
geben: „Das Bundes⸗Präſidium ſteht der Krone Preußen zu. Daſſelbe übt die 
bolljiehende Gewalt in Bundes⸗Angelegenheiten nach Maßgabe dieſer Ber: 
N 0 ung durch verantwortliche Miniſter. — Das Bundes⸗Präſidium iſt aus⸗ 

ſchließlich berechtigt, den Bund völkerrechtlich zu vertreten, Krieg zu erklären 
und Frieden zu ſchließen, Bündniſſe und andere Verträge mit fremden Staa» 
ten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen und zu empfangen. — In ſoweit 
die Verträge mit fremden Staaten ſich auf ſolche Gegenſtände beziehen, welche 

(nach Art. 4 des Entwurfs) in das Bereich der Bundesgeſetzgebung gebören, 

iſt zu ihrem Abschluß die Zuftimmung des Bundesrathes und des Reichstags 
erforderlich. — Alle Regierungsacte des Bundes⸗Präſidiums bedürfen zu ihrer 

Giltigkeit der Gegenzeichnung mindeſtens eines Miniſters, welcher dadurch 

die Verantwortung für den betreffenden Act dem Bundesrathe und dem 

Reichstage gegenüber übernimmt.“ 

2. am Schluſſe des Artikels 12 ſtatt der Worte: „die Geſchäfte leitet“ zu 
ſetzen: „deſſen Geſchäfte leitet”. 

3. im Artikel 17 ſtatt der Worte: „durch Mitglieder des Bundesrathes“ 
zu ſubſtituiren: „durch Bundes⸗Miniſter“. 

4. den Schluß des Artikels 18: „von dem Bundes⸗Kanzler unterzeichnet“ 
abzuändern in: „von einem Bundes⸗Miniſter unterzeichnet“. 2 

5. dem Artikel 19 folgende Beſtimmung beizufügen: „Die rechtlichen Ver⸗ 
bältniſſe der Bundesbeamten gegenüber der Bundesgewalt werden durch 
Bundesgeſeß geordnet. Bis zum Erlaſſe eines ſolchen werden dieſelben nach 
Pe Geſetzen beurtheilt, welche in dem Staate gelten, dem der Beamte 
angehört“. \ 

6. im, Artikel 20 nach dem erſten Satze, ſtatt der Worte: „Diele Execution 
iſt ꝛc.“ bis zum Schluſſe des Artikels, zu ſetzen: „Dieſe Execution iſt von dem 
Bundes⸗Präſidium zu beſchließen und zu vollſtrecken. Die Execution kann 
bis zur Sequeſtration des betreffenden Landes und feiner Regierungsgewalt 
ausgedehnt werden“. l 

4) Von dem Abg. Aus feld und Genofjen nach dem Abſchnitt IV. einen beſon⸗ 
deren Abſchnitt unter der Ueberſchrift „Bundes⸗Miniſterium“ mit folgenden Be: 
ſtimmungen einzuhalten: V. Bundes⸗Miniſterium. Das Bundespräſidium 
ernennt und entläßt die Miniſter. — Die Miniſter, ſowie die zu ihrer Ver⸗ 
Pens abgeordneten Beamten, haben Zutritt zum Reichstage und müſſen in 
den Sigungen deſſelben auf ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. — 
Die Miniſter haben die Verpflichtung, auf Verlangen des Reichstages in 
demſelben zu erſcheinen, um Auskunft zu ertheilen oder den Grund anzu⸗ 

eben, warum dieſelbe nicht ertheilt werde. — Die Miniſter können durch 

Heſchluß ſowohl des Bundesrathes, als auch des Reichsrathes wegen des 

Verbrechens der Verfaſſungsverletzung, der Beſtechung und des Verrathes 

angeklagt werden. — Die näheren Beſtimmungen über die Fälle der Verant⸗ 
wortlichkeit, über das Verfahren, über die Strafen und über den Gerichtshof 
werden einem Geſetze vorbehalten, zu welchem der Entwurf dem erſten ver⸗ 

faſſungsmäßigen Reichstage vorzulegen iſt. ä 

Von dem Abg. Lasker: a. Dem Art. 12 als Alineg 2 zuzuffigen: 

Dem Präſidium fteht es zu, für einzelne Zweige der Verwaltung beſondere 

mmiſſarien zu ernennen, welche nach Maßgabe des erhaltenen Auftrages, 
den Bundeskanzler vertreten und für den Bund zu bereidigen find. — 

b) Art. 16 zu faſſen: Der Bundes kan ler kann fi in Leitung der Geſchäfte 

im Bundesrath durch jedes andere Mitglied des Bundesrathes bermöge 

‚schriftlicher Substitution vertreten laſſen. — c) Zu Art. 18, Saß 2: a. das 

Wort „hiernach“ zu ſtreſchen; b. ſodann den Satz wie folgt zu feſſen: Die 

bon dem Präſidium ausgehenden Anordnungen werden im Namen des Bun⸗ 
des alien . dem Bundeskanzler oder einem für den betreffenden 
Zweig der Verwaltung ernannten Commiſſarius gegengezeichnet, welcher hier: 
durch die VBerantwort 1 für biefelben übernimmt. 

Von dem 12 fändige Eri Hinter Art. 11 als neuer Artikel hinzu⸗ 


ments der Abgg. 


zu genügen; würde man verſchiedene Miniſterien einrichten, 
Krieges, des ö 
dem es aber an Inhalt fehlte, der hohl wäre und der daher zuſammenſtürzen 
müßte. Ich glaube aber, wir ſollen uns an den einfachen Apparat halten, 
wie der Entwurf ihn vorſchlägt, der nur das formulirt, was wir auch wirklich 
brauchen. Ich werde deshalb gegen ſämmtliche Amendements ſtimmen. 


ſcheidende Spitze, der die Attribute der Regierungsgewalt mit abſoluter Macht⸗ 
volltommenheit beiwohnen. In vielen der ihr nach dem Entwurfe unterlie⸗ 
genden Dingen iſt die Krone Preußen an Niemanden anders gebunden als 
an ihren eigenen freien Willen. Auf die Dauer aber einen ſolchen Abfolutis⸗ 
mus berfaflungsmäßig zu begründen, kann bon 
der irgend je der 
davor warnen, die ıruger 
man dies Verhältniß nicht zu einem ſehr gefährlichen machen will. 
geſtehen, ich habe mich gewundert, im Jahre des Heils 1867 von dieſer Stelle 
aus den Grundſatz der 


treten, irritirt worden ſind durch die Erfahrungen, 


die ſich dennoch gegen deſſen Aufnahme in den Entwurf erklären, verwechſeln 
die juriſtiſche und die politiſche Verantwortlichkeit. 


nicht fo biel wie manche der Vo 
man von der politiſchen Verantwortlichkeit denken. 

niger eine Rechtsfrage iſt als eine Machtfrage, aber 
doch wenigſtens das Princip in der Verfaſſung ausdrücken. Namentlich die f 
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Auf den Vorſchlag des Abg. Lasker wird zwar zunächſt allein der Art. 11 
zur Discuſſion geſtellt, den Rednern jedoch fr⸗igegeben, auch die zu Art. 12 
eingebrachten Amendements mit in die Debatte de 

Abg. Planck (Obergerichtsrath in Meppen in Hannover): Die Amende⸗ 
Erxleben und Ausfeld bezwecken beide die Aufnahme des 
Grundſatzes in die Verfaſſung, daß das Präſidium feine Beſugniſſe durch 
verantwortliche Organe ausübt. Inſofern ſtimmen ſie überein mit dem des 
Abg. v. Bennigſen zu Art. 12. Die erſteren Amendements gehen aber darüber 
hinaus und wollen die Theilnabme des Bundesrathes an der Executive be⸗ 
ſchränken. Hier ſteht man jedoch vor einer der Grundlagen des Entwurfs, 
die man nicht beſeitigen kann, ohne ihn ſelbſt zu gefährden. — Nach dem 
Entwurfe ſtehen der Präſidialgewalt die wichligſten Befugniſſe zu. Durch 
welche Organe dieſelben auszuüben find, da ſteht in dem Entwurfe nichts. 
Der König von Preußen kann dieſelben ausüben durch nur ihm allein ver⸗ 
antwortliche Organe. Der Reichstag dagegen hat ſich an Niemand weiter 
als an die Krone Preußen zu halten. Dieſer Krone Preußen wird er, falls 
es nöthig iſt, Direct entgegentreten müſſen. Es ift aber nicht gut, wenn die 
Krone direct in den Kampf der Parteien gezogen wird. Ohne ein Zwiſchen⸗ 
glied verantwortlicher Organe iſt die Volksvertretung in allen Fallen, wo fie 
das Intereſſe der Nation gefährdet glaubt, gezwungen, ſich mit Monologen 
zu begnügen oder direct die Krone anzugreifen. 5 

Man hat geſagt, daß alle dieſe Gründe zwar auf einen conſtitutionellen 
Staat, aber nicht auf einen Bundesſtaat paßten. Das iſt, meine ich, nur ein 
Verſtecken, denn in den meiſten Fällen übt der König von Preußen die Re⸗ 
gierungsbefugniſſe im Bundesſtaate aus wie in Preußen. Eben jo wenig ſteht 
die Mitwirkung des Bundesrathes der Verantwortlichkeit entgegen. Ich ver⸗ 
ſtehe überhaupt keinen der bisher gegen die Verantwortlichkeit angeführten 
Gründe, und kann nur vermuthen, daß man die Entwickelung einer parla⸗ 
mentariſchen Regierung hemmen, vielleicht auch ihre in einzelnen Staaten ſchon 
entwickelten Keime zerſtören will. Dieſe Abneigung gegen parlamentariſche 
Regierung it mir unbegreiflich, denn ihr Zweck iſt, die Krone aus dem Streite 
der Parteien herauszuziehen, eine Verſtändigung zwiſchen dieſen und damit 
eine geſunde freiheitliche Entwickelung zu befördern, das Recht zu ſichern und 
für die Weiterentwickelung des Rechts und der ſich verändernden Volkskräfte 
in der Verfaſſung ſelbſt einen Boden gegeben zu haben. Ich wünſche drin⸗ 
gend, daß die Verfaſſung jo raſch als moglich zu Stande komme, obgleich ich 
mir ganz klar darüber bin, daß dieſelbe den Stempel der Ereigniſſe, aus denen 
ſie hervorgegangen iſt, an der Stirn tragen wird. Aber ebenſo dringend 
wünſche ich, daß ſie auf dauerhaften Grundlagen zu Stande komme, und weil 
dazu die Aufnahme des Grundſatzes der Miniſterverantwortlichkeit unentbehrs 
lich iſt, bitte ich Sie, für dieſelbe zu ſtimmen. (Vicepräſident Herzog v. Ujeſt 
übernimmt den Vorſtitz.) Ir 

Abg. Dr. v. Wächter: Moraliſch verantwortlich vor Gott und feinem 
Gewiſſen iſt jeder Menſch, ift auch das Oberhaupt des Staates, und die bi- 
ſtoriſche Verantwortlichkeit beſteht mit darin, daß man ſeine Handlungen auch 
vor dem Forum der Geſchichte ſeiner Zeit zu verantworten weiß. Hier aber 
haben wir allein an die juriſtiſche Verantwortlichkeit zu denken, dieſe erſt fol 
die Verfaſſung zu dem machen, was ſie ſein ſoll, zu einem Grundgeſetz des 
Staates. Ich glaube allerdings, wenn dieſe Verantwortlichkeit eine Wahrheit 
iſt, wenn ſie durch ein gehöriges gerichtliches Verfahren zur Wahrheit gemacht 
iſt, daß dann ſie praktiſch ſehr ſelten zur Anwendung kommen wird. Der 
hauptſächliche Werih aber derſelben liegt eben in der Einwirkung des Ge⸗ 
dankens der Verantwortlichkeit auf das ganze Verhalten der vollziehenden Or 
gane. Man hat eingeworfen, auf den Bundesſtaat könne die gewöhnliche con⸗ 
ſtitutionelle Schablone nicht angewendet werden. Aber warum ſoll man nicht 
eben fo gut einen conſtitutionellen Bundesſtaat bilden können, wie einen con⸗ 
ſtitutionellen Einheitsſtaat? Und warum ſoll die Verantwortlichkeit der aus⸗ 
übenden Organe im Bundesſtaat nicht ebenſogut möglich fein, wie im Ein⸗ 
heitsſtaat, zumal da die einbeitliche Spitze dieſes Bundesſtaats mit der Krone 
Preußen zuſammenfällt? Oder aber hat man geglaubt, die verbündeten Re⸗ 
gierungen würden über eine ſolche Stipulirung ſehr ungehalten ſein? Ich 
verweiſe auf die Erklärung der oldenburgiſchen Regierung, die dieſe Erklärung 
ganz aus eigener Initiative abgegeben hat. Ich Berl. gerade auch für die 
Regierungen iſt dieſe Verantwortlichkeit in derſelben Rückſicht von Intereſſe, 
wie für das Volk, nämlich in der Rückſicht auf die Bewahrung ihrer Rechte. 

Der Antrag, den Bundeskanzler für verantwortlich zu erklären, hat mich 
etwas erſtaunt, weil darin unter Verantwortlichkeit nur das Rede⸗ und Ant⸗ 
wortſtehen im Parlamente verſtanden iſt. Und wenn man uns immer auf⸗ 
fordert, uns doch auf den Boden der Thatſachen zu ſtellen, — nun, die That⸗ 


ſachen haben wir acceptirt, aber jetzt find wir ja dazu da, um mit den gege⸗ 
benen Thatſachen einen Bau des Rechtes zu vollziehen, und müſſen zu dieſem 


Zwecke alle Mittel anwenden, um dieſen Bau zu einem recht ſoliden zu 
machen. Was ſoll ferner dies fortwährende ſpöttelnde Anführen der „con: 
ſtitutionellen Schablone“? Eine Schablone ift ein Ding, nach welchem andere 
ähnliche Dinge geformt werden ſollen. Und da muß ich allerdings die 
Miniſterverantwortlichkeit als ein Erforderniß der conſtitutionellen Schablone 
bezeichnen, denn ich kann mir wirklich ohne dieſelbe kein Parlament denken. 
Unſern Nachfolgern im Reichstage wird, das geſtehe ich vielen der Herren 
Vorredner zu, eine ſehr große Aufgabe zufallen; aber die Grundpfeiler der 
Verfaſſung müſſen wir jetzt ſchon feſtſtellen, nicht aber ihnen einen unüber; 


windlichen Damm entgegenſetzen. Ich bitte Sie, dieſen Schlußſtein jeder Ver⸗ 
faſſung anzunehmen; 
Amendements. 


timmen Sie daher für eines der eingebrachten 


Abg. Dr. v. Gerber: Von ganz beſonderer Bedeutung unter den vor⸗ 


liegenden Amendements ſcheint mir das der Abgeordneten Erxleben und 
Zacharige zu ſein, da es alle in Bezug auf den Gegenſtand, der uns gerade 


beſchäftigt, geäußerte Wünſche in ſich vereinigt. Doch geht daſſelbe, glaube 
ich, von einem ganz falſchen Geſichtspunkte aus. Der Entwurf, wie er uns 


vorgele t iſt, ſcheint den Antragſtellern zu dürftig, zu wenig abſtract zu ſein; 
ſie wollen ihn dadurch verbeſſern, daß ſie ein höheres Princip in denſelben 
hine nbringen. Ich glaube aber, fie haben den Entwurf doch falſch verſtan⸗ 
den. Das Wirkungsgebiet, das durch ihn dem Bunde zugewieſen wird, iſt 
nichts Anderes als ein Gebiet von Fragmenten. Allerdings ſind dieſelben ſehr 
wichtig, aber doch ſind fie nur vereinzelte Theile der Staatswirkſamkeit; fo 
würde es wenigſtens die Wiſſenſchaft aufzufaſſen haben. 

Es twurf nicht weiter geht, als es das praktiſche Bedürfni 
will, ſcheint mir gerade darin der Vorzug deſſelben zu liegen, und ſo erſcheint 
mir in der That jede Kritik, welche an den Entwurf von dem Standpunkte 


Indem nun der 
5 nach Einigung 


aus gelegt wird, daß es ſich um ein einheitliches Staatsweſen handelt, für 
unberechtigt, da ſie den Entwurf von ſeiner fundamentalen Baſis entfernt 
Mehrere Amendements thun dies namentlich in der Forderung eines Miniſte⸗ 


riums, während es ſich doch nur um die Realiſirung ganz beſtimmt abge: 
grenzter Intereſſen handelt, für die die im Entwurfe — 9 
ſtändig ausreichen. Der Bundeskanzler iſt der natürliche vermittelnde Beamte 


lagenen Organe voll⸗ 


zwiſchen Präfivium und Reichstag und iſt daher, das verſteht ſich meiner An⸗ 
ſicht nach von ſelbſt, verantwortlich. Dieſer Apparat ſcheint mir vollkommen 

der Finanzen, des 
Innern u. ſ. w., dann würde man einen Prachtbau aufführen, 


Abg. Grumbrecht: Wir haben im Entwurfe eigentlich nur eine ent⸗ 


1 50 0 Niemandem verlangt werden, 
Breit eine Stätte in ſich gewährte. Ich kann daher nur 
em Apparate nicht hinzuzufügen, was nothwendig 96 . 
Ich mu 


7 Di Miniſter⸗Verantwortlichkeit angreifen zu ſehen, dies 
Princip für eine conſtitutionelle Grille erklärt zu hören. 3 ann 221 dieſe 
Erſcheinung nur dadurch erklären, daß Diejenigen, die in dieſer Weile auf⸗ 
K ; die fie mit dieſem Brinci 

im preußiſchen Staate gemacht haben. Das iſt doch aber eine höchſt ene 
Auffaſſung. Das Princip der Miniſterverantwortlichkeit iſt das Princip jeder 
Verfaſſung, die überhaupt heut zu ar noch möglich iſt; ohne dieſes N man 
nicht im Stande, einen berfafjungsmäbigen Staat zu gründen, Die Herten, 


uf die juriſtiſche Seite gebe ich meines Theils auch gar nichts, wenigftens 
Herren Vorredner. Ader nicht jo gerin N Kahn 

Ich gebe zu, daß ſie wer 
eben deswegen muß man 


er alle dieſe Sachen verſtehe. Aber auch wenn dies wirklich möglich wäre, 


Beziehungen 


der Verwaltung ſoll in der Befugniß des Präſidiums liegen, welchem ohnehin 


dem politiſchen Standpunkte dieſer Herren, 


deutſchen Bund conftituiren. Nach dem 
nach für die einzelnen Departements Ausſchüſſe niedergeſetzt werden ſollen, 
iſt ja auch ein verantwortliches Miniſterium rein undenkbar, da doch der Mi⸗ 
niſter nicht die Verantwortung für das tragen kann, was jene beſchließen. 
Eine Verantwortlichkeit des Miniſteriums wäre höͤchſtens möglich in den Din: 
gen, die der Krone Preußen allein überwieſen find: 1) bei den völkerrechtliche 
Beziehungen nach außen und 2) bei der militäriſchen Oberhoheit. Hiervon 
reden aber die Amendements gar nicht. — Wenn der Bundes⸗Kanzler contra⸗ 
ſignirt, fo iſt ja die Verantwortlichkeit vorhanden; dies iſt eben fo ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, wie es überfläffia iſt, zu fagen, daß die Perſon des Königs von 
Preußen unvetletzlich iſt. Dinge, die ſich von ſelbſt verſtehen, darf man aber 
nicht noch beſonders betonen, da man ſonſt den Anſchein erweckt, als ob es 
auch anders fein könnte. Das Beiſpiel Napoleons, das der Vorredner ange⸗ 
ſührt hat, paßt nicht; wenn es Napoleon Spaß macht, ſich ſelbſt für verant⸗ 


Reichstag überhaupt eg gewinnt, fo wird 
Hat der Reichstag ae a 

können, das nicht die Beichlü Ni 
ſeln müſſen. — Wenn Sie trotzdem die Verantwortlichkeit bineinfegen wollen, 


. 5 ie 


den Entwurf, fo wie er vorliegt, unmöglich genehmigen. Denn nach ver preu⸗ 
biſchen Verfaſſung ift die Perſon des Königs heilig und unverlezlich und UN 
verantwortlich; nach dem Entwurſe jedoch ift der König von Preußen da 
weder als Präſident noch als Bundesfeddherr. Sie können daher im eigenen 
Intereſſe der Krone nichts Beſſeres thun, als daß Sie zwiſchen den Reichstag 
und die Krone verantwortliche Organe ſtellen. Solche Miniſter ſind dann 
ganz vortreffliche Prügelknaben. Wenn Sie ſich aber denken, daß Sie bei 
einer freien Preſſe und einer freien Tribüne mit einer verantwortlichen Krone 
ſich begnügen können, dann irren Sie fi gewaltig. . E 

Abg. Dr. Weber (Stade): Ich muß gegen die von der Linken wie vom 
Abg. Zacharige eingebrachten Amendements ftimmen, weil beide dazu ange 
than find, den Entwurf weſentlich umzugeſtalten. Dieſe Aenderungsanträge 
ſind allerdings aus ganz beſtimmten logiſchen und politiſchen Gründen und 
in ganz conſequenter Weiſe geſtellt worden. Ich ſtehe aber in dieſer Be⸗ 
ziehung auf dem Standpunkte des Abg. Wagener (Neuſtettin), ich halte den 
Sebi für einen Niederſchlag unſerer hiſtoriſchen und politiſchen 
Verhältniſſe; er ift ein Ergebniß der auch nach dem Krirge vorhandenen wi⸗ 
derſtreitenden Kräfte. Er ſollte der vorläufige Abſchluß ſein des erſten Actes 
der großen Bewegung, in der wir ſtehen. Denn, daß wir in dieſer Bewegung 
zur Einheit nur bei einem vorläufigen Abſchluß angelangt ſind, kann ſich doch 
Niemand verhehlen. Erſt wenn alle disjecta membra des deutſchen Reiches 
geſammelt find, werden wir eine endgiltige Verfaſſung berathen, an die aller⸗ 
dings andere Anſprüche geſtellt werden müßten, als an das gegenwärtige 
Proviſorium. Ich glaube, wenn die preußiſche Regierung gewollt hätte, wäre 
es ihr möglich geweſen, wirklich einen Bundesſtaat herzuſtellen; diejenigen 
Staaten, die daran zweifelten, die vielleicht an die Möglichkeit glaubten, aus 
dem König von Preußen wieder einen marquis de Brandebourg machen zu 
können, hat Preußen durch die Schlacht bei Königgrätz ein kleines Beweis⸗ 
mittel vom Gegentheil an die Hand gegeben; dieſer Traum iſt vorbei. Jetzt 
aber iſt die preußiſche Regierung nicht mehr in der Lage dazu; jetzt find die 
Verträge und Bündniſſe mit den andern Regierungen in Kraft getreten; es 
würde jetzt eines vielleicht ganz unberechtigten Druckes bedürfen, um Anderes 
zu exreichen. 1 

Deshalb halte ich auch die beiden Amendements, von denen ich ſpreche, für 
nicht am rechten Orte. Allerdings, die Partei, die ihre Amendements von der 
Zustimmung des Miniſterpräſidenten abhängig machen wollte, wäre als Partei 
vollſtändig tobt; aber es iſt politiſch wie tactiſch ein Fehler, verlorene Poſitio⸗ 
nen balten zu wollen, und dies gerade ſcheint mir bei dieſen Amendements 
der Fall zu ſein. Ich muß ſagen, ich halte das Gegenüberſtellen des Reichs⸗ 
tages und des Königs von Preußen ſelber für ein leeres Schreckbild; in 
Mecklenburg, dieſem Böotien Deutſchlands, oder in dem Vaterlande des Abg. 
Salzmann mag das geſcheben können, daß ein Miniſter ſich mit der Perſon 
des Monarchen deckt; in Preußen aber iſt das nicht möglich. Ein ſolcher 
Miniſter würde ſich in 7 todt machen, ich glaube das alſo nicht. Die 
Verantwortlichkeit der 


iniſter kann nur den Zweck haben, ein Miniſterium 
zu beſeitigen. Die Miniſter zu köpfen, davon kann ja hier nicht die Rede 
sein. (Heiterkeit) Mir genügt daher die politiſche Verantwortlichkeit, auf die 
jutiſtiſche lege ich kein Gewicht. Dadurch wird dem Reichstage die Möglichkeit 
gegeben, ein Miniſterium zu beſeitigen, durch die juriſtiſche Verantworllichkeit 
werden dieſer Möglichkeit nicht mehr Chancen hinzugefügt. Worin befteht die 
politiſche Verantwortlichkeit? In der freien parlamentariſchen Discuſſion, der 
freien Adreſſe, der Interpellation! Wenn alle dieſe Mittel nicht ausreichen, 
wenn die Nation nicht die Kraft, die Bildung, die Energie beſitzt, um ein ver⸗ 
haßtes Miniſterium bei Seite zu ſchieben, dann wird ihr auch der geſchriebene 
Baragraph der Verfaſſung nichts helfen. Das zeigt die Geſchichte ganz klar 
In keiner der deutſchen Verfaſſungen hat dieſer Paragraph allein etwas genü it, 
weder in Kurheſſen, noch in Hannover, noch ſonſt wo. So würde ich mich 
nur dafür erklären können, daß eine politiſche Verantwortlichkeit aller voll⸗ 
ziehenden Behörden aufgenommen wird, und in dieſem Sinne werde ich für 
das Amendement Lasker ſtimmen. 

Abg. Lasker: Die Behauptung des Vorredners, es werde in Preußen 
nie vorkommen, daß ein Miniſter die Verantwortlichkeit von ſich ablehnen und 
auf die Perſon des Königs ſchieben werde, findet ganz einfach in der preußi⸗ 
ſchen Geſchichte ihre Widerlegung. Allerdings geichieht fo etwas nicht bei 
lleinen Verwaltungsſachen, aber bei großen Gelegenheiten wird es immer vor⸗ 
kommen, daß ein Miniſterium ſich durch eine einfache Ordre des Königs für 
ede erklären wird. Die juriſtiſche Verantwortlichkeit, meint man vielfach, 

eſtände nur in dem Rechte der Anklage. Aber Fälle dieſer Art werden ſehr 
ſelten ſein, die Verantwortlichkeit fängt weit früher an. Sie beſteht einfach 
in dem Satze, iſt es Princip der Verwaltung, daß eine höchſte Entſcheidung 


ergehen kann, welche nicht kritiſirt werden darf, oder iſt es Princip, daß jede 


Maßregel ohne Unterſchied vor dem Geſetze ſich prüfen laſſen muß. Das iſt 
die eigentliche Bedeutung der 80 5 Verantwortlichkeit. Ich für meine 
Perſon kann mir eine echte ene Verfaſſung gar nicht denken, ohne Miniſter⸗ 
verantwortlichkeit, weil es einfach ein Widerſpruch in ſich ſelbſt iſt. Jede 
. 0 beſtimmt, unter welchen Formen ein Geſetz zu Stande kommen 
ſoll. Laſſen Sie aber die Verantwortlichkeit weg, ſo heben Sie die Kraft des 
Geſetzes auf durch die Willkür der Verwaltung. Deswegen, glaube ich, 
würde ſich dieſe Verantwortlichkeit bei einer geſchriebenen Verfaſſung von 
ſelbſt verſtehen, weil die Verwaltung nur eine Anwendung des Geſetzes ist. 
Es handelt ſich alſo nur um die Frage, wer ſoll verantwortlich ſein und 
in welcher Weiſe. Der Entwurf fucht im Artikel 18 dieſer Frage Genüge zu 


thun. Der Bundesrath hat die Verwaltung zu vollziehen, der Bundeskanzler 
muß deſſen Verordnungen gegenzeichnen, damit iſt — ſo deducirt der 


0 Abg. 
für Hagen — er verantwortlich für dieſelben. Aber dieſe Gegenzeichnung iſt, 
wenn fie bei allen Geſchäften vollzogen wird, nur ene eine einladie Forma⸗ 
lität, ſie kann gar nichts Anderes fein, denn es überſchreitet einfach das Maß 
der Geſchäftskraft eines Einzelnen. Erklären Sie ſich nichts deſto weniger 
damit zufrieden, ſo bezeugen Sie damit, daß Sie es mit den 8888 nicht 
ſo genau nehmen wollen. Sie müſſen die Möglichkeit geben, daß der Gegen⸗ 
zeichner die Kenntniß haben kann für Alles das, was er gegenzeichnet, daß 


was würde die Gegenzeichnung bedeuten. Auch in Preußen wurden ſchon 
vor 1848 alle Verordnungen gegengezeichnet, aber Niemand dachte dabei an 
Verantwortlichkeſt der Betreffenden. Mein Amendement nun will in all dieſen 
bhilfe ſchaffen. Ich ſetze voraus, daß der Bund einer Verwal⸗ 
tung bedürfen werde, welche viele und ſehr erhebliche Pflichten haben wird, 
und biefe Verwaltung ſoll verantwortlich fein; die Ernennung von Vorſtänden 


auch ſchon jetzt in dem Entwurſe die meiſten und wichtigſten Befugniſſe dei⸗ 
wohnen, welches ſchon jetzt eine recht kräftige Executive repräſentirt. Des⸗ 
wegen dürfen Sie auch den Einwand nicht machen, daß die Verantwortlichkeit 
nicht eingeführt werden könne, weil die Executive nicht gehörig vertheilt fei. 
Abg. Frhr v. Vincke (Hagen) (für den Gatwurf), erſucht zunächſt die 
Abgeordneten und ſpeciell die Herren aus Hannover und Sachſen, künftig 
nicht mehr vom Platze, ſondern von der Tribüne zu ſprechen, da man ſie 
ſonſt, ſelbſt auf die Gefahr bin, ſein Genick 1 verrenken, nicht verſtehen könne. 
In der Sache ſelbſt ſchließt er ſich den Ausführungen des Abg. Weber an 
und erklärt es für rein unmoglich, in den gegenwärtigen Verhältniſſen einen 
Einheitsſtaat zu improviſiren mit einem verantwortlichen Ministerium. Der 
Antrag der Abgg. Erxleben und Genoſſen iſt ihm vollſtändig unfaßlich bei 
| ten, da es doch unmöglich ſei, die bes 
rechtigten Eigenthümlichkeiten, deren Ritter fie wären, bei einem ſolchen eins 


heitlich conftituirten Bundesſtaate zu erhalten. Man muß ſich, führt Redner 


Boden der vollendeten Thatſachen ſtellen und den nord⸗ 


weiter aus, auf den R d 
bereits angenommenen Artikel, wos 


wortlich zu erklären, fo iſt dies feine Sache; dem König von Preußen wird 
Eine bloße juriſtiſche Verantwortlichkeit hat gar kein Gewicht. Wenn der e 
h ſich Alles von ſelbſt finden. 
cht, ſo wird ein Miniſterium nicht beſtehen 
fie deſſelben reſpectirt; es würde die Plätze wech⸗ 


dies niemals einfallen. 


o müſſen Sie auch die Verbrechen ſpecialiſtren, wegen deren die Minifter be⸗ 


— — — — Lu—ů — 


Iufügen: „Das tändige Geſandte zu empfangen oder ſolche zu halten, 
N 2 {er einzig dem Dae zu. Die Abſendung N en das 
1 räſidium oder andere mitberbündete Regierungen iſt den einzelnen Bundes: 
Regierungen unbenommen”. f ; 
* Bon dem Adg. Lette: Im Art. 11 legte Zeile hinter die Worte „die } 
3 uftimmung des Bundesrathes“ einzuſchalfen: und zu ihrer Giltigteit die und infofern muß allerdings der Entwurf manche Veränderung erfahren. bat dem Tode auf dem Schlachtfelde in's Auge geſchaut; 155 Sie denn, 
Genehmigung des Reichstages. Se, Ich glaube auch, namentlich die conferbativen Mitglieder des Hauſes können! daß er ſich vor einer anderen Todesart, vielleicht dem Block, fürchten würde, 


langt werden können. — Aber auch dies würde nichts helfen. Glauben Sie 
denn, wenn die Aue des Staates auf dem Spiele ſteht, daß dann einen 
Staatsmann die juriſtiſche Verantwortlichkeit abhalten würde, etwas zu thun, 
weswegen er vielleicht nachher belangt werden könnte? Unſer Miniſterpräſident 


Herren an dieſer (der rechten) Seite des Hauſes möchte ich doch bitten, ſich die 
Sache recht gründlich zu überlegen. Die principielle Grundlage der drei vor⸗ 
liegenden Amendements iſt dieſelbe. Alle drei Anträge ſind zugleich darauf 
gerichtet, für die Handlungen der Executive verantwortſiche Organe zu ſchaffen, 


8 (Oo! Murren links), 


5 


r 7 BETT A eh ED 3 Sm 2 Nr. b 2 


die Ehre und Exiſtenz des Staates auf dem Spiele ſtebt? (Murten 
) Sie haben ja doch die Amendements nur zu Ihrer e geſtellt 
g um ſich populär zu machen (heftiger Widerspruch links). 
egen Sie denn auf Popularität keinen Werth mehr (Murren links), Sie, die 
ch immer rühmten, daß Sie dem Volke am nächſten ſtänden; ich begreife 
. (age nicht; ich wenigſtens lege auf die Stimmung des Volkes 
ewicht. (Ge r). 
Ich bitte, die Amendements abzulehnen und die Regelung dieſer Frage 
der Geſchichte und der weiteren Entwickelung der Verfaſſung zu überlaſſen; 
eben Sie Vertrauen auf den Geiſt des künftigen Reichstages, einigen Sie ſich 
ber die Hauptſachen und halten Sie ſich nicht auf mit conſtitutionellen De⸗ 
corationen. Ich ſchließe mit den Worten, die ich aus dem Briefe eines Mit⸗ 
gliedes des Frankfurter Parlaments an ein Reichstags⸗Mitglied entnehme: 
„Macht, daß Ihr endlich zu Stande kommt; gebt Euch nicht mit Kleinigkeiten 
ab; laßt die alte deutſche Gewohnheit fahren, erſt zu möbliren, bevor das Haus 
baut iſt. Unſer Herrgott hat die Gewohnheit, die Deutſchen von Zeit zu 
Zeit zu fragen, ob ſie noch nicht geſcheidt geworden ſind, und ich hoffe, daß ſie 
letzt eine paſſable Antwort geben werden.“ (Beifall rechts.) 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. r 5 

Abg. v. Car lowitz (gegen den Entwurf) iſt auf der Journaliſtentribüne 
fait ganz unverſtändlich; er betont die Nolhwendigkeit der Verantwortlichkeit 
sur regen damit ſich der Bundesſtaat von einem bloßen Staatenbunde 
unter ſcheide. 

Abg. Dr, Gneiſt (für den Entwurf): Ich kann trotz einiger raſch ges 
ſprochener Wirte mich nicht überzeugen, daß dieſe hohe Verſammlung gering 
denkt über die rechtliche Verantwortung der Miniſter; dieſe iſt durchaus und⸗ 
thig, um das Verhältniß zwiſchen Geſetz und Verordnung zu regeln. Die⸗ 
jenigen, welche wollen, daß der Staat nicht nach Geſetzen regiert, daß nicht 
Geſetz, ſondern Willkür herrſche, die thun Recht daran, wenn ſie die rechtliche 
Verantwortung der Miniſter im Rechts taat Überhaupt nicht wollen. (Beifall.) 
Aber, meine Herren, eine Verfaſſung kann man mit der rechtlichen Verant⸗ 
wortung nicht anfangen, ſondern beenden. Einen Miniſter kann man rechllich 
nicht verantwortlich machen, ohne das Verwaltungsrecht geſchuffen zu haben. 
— Wenn die Miniſter erſt einer wirklichen politiſchen Macht gegenüberſtehen, 
dann liegt die Anerkennung ihrer rechtlichen Verantwortlichkeit nicht weniger 
im Intereſſe der Miniſter ſelbſt als des parlamentariſchen Kö pers. Die 
rechtliche Verantwortlichkeit der Miniſter kommt von ſelbſt in einem gewiſſen 
Stadium. Wenn die Verantwortlichkeit derſelben vor dem Verwaltungsrecht 
— — wird, dann ſind die Reichsminiſter nicht dem Geſetz verantwortlich, 


ondern Jedem, der mit ihnen unzufrieden iſt, der ihnen übel will und vie] Z 


Macht dazu hat; daraus entsteht aber keine geſetzliche Miniſter⸗Verantwort⸗ 
lichkeit, ſondern eine Particular⸗Verantwortlichkeit; die jedesmalige Maſorität 
des Reichstags iſt dann allein maßgebend und es entſteht daraus eine Partei⸗ 
Regierung ohne Garantien. x 

Man muß nicht blos mit den gegebenen Thatſachen, ſondern auch mit den 
gegebenen Rechtsverhältniſſen rechnen. In den meiſten Bundesſtaaten beſteht 

kiniſterverantwortlichleit neben feſt conſtituirten Rechtsverhältniſſen und eſt 

conſtituirter Executiv⸗ Verfaſſung. Dies ift aber hier nicht der F ll. Ich 
glaube wohl, daß j des Mitglied dieſer hohen Verſammlung ſich der hohen 
Tragweite der vorliegenden Amendements bewußt iſt. Die Particulargeſetz⸗ 
gebungen der Einzelſtaaten beſteben ja aber fort und können nicht durch die 
an fondern nur durch Geſetze geändert werden; die alten Rechte find 
alſo geſichert und es iſt nur die Frage, ob wir ewas Neues dazu erwerben 
wollen. — Dabei müfjen wir aber bedenken, daß wir in den gegenwärtigen 
Vert ältniſſen nicht das Ideal eines Einheitsſtaates vor uns haben, ſondern 
Foͤderativ⸗ Elemente, die mit jedem Act der Geſetzgebung dem Einheitsſtaate 
näher kommen. — Alle hergebrachten Lehren unſeres conſtitutionellen Rechts 
ſind faſt ohne Ausnahme Abſtractionen aus der franzöſiſchen oder engliſchen 
Verfaſſung; beide haben aber einen anderen Ausgangspunkt, als die unſere. 
Die franzöſiſche Verfaſſung hatte eine abſolut einheitliche Executiv⸗ Gewalt 
als Grundlage, die engliſche Verfaſſung eine abſolut einheitliche Geſetzgebung. 

Unſere Verfaſſung aber ift halb einheitlich, hald bundesſtaatlich, und unſer 
Staat kann erſt auf dem Wege der Geſetzgebung zu einem einheitlichen Staate 
fortgebildet werden. Es iſt deshalb unmöglich, daß Jeder in jedem Artikel 
der Verfaſſung feine Glaubensſätze von der conſtitutionellen Monarchie wieder 
findet. Dieſe en können ſpäter eingefügt werden; ſie werden ja in den 
Einzelſtaaten erhalten; wir haben alſo jetzt Nichts zu verlieren, aber Viel zu 
ewinnen. Zuerſt müſſen wir eine geſetzgeberiſche Gewalt und Execulixe 
chaffen; dann erſt haben wir vor uns die unbegrenzte Möglichkeit der Forts 
bildung unferes Staatsweſens, und dann wird auch die Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit ibre Stelle finden; es wird kommen die rechtliche und politiſche Ders 
antwortlichkeit; die rechtliche, wenn die Geſetzgebung fertig iſt, und die politiſche, 
wenn die Macht vorhanden iſt. Alle andern Beſchlüſſe ſind vorzeitig. Wenn 
die Miniſterverantwortlichkeit vor der Geſetzgebung eingerichtet wird, erreichen 
wir nur eine parteiiſche Geſetzgebung. Ich werde deshalb für den Entwu 
Baal r * für den erſten Theil der Bennigſen'ſchen Anträge ſtimmen. 
Beifall rechts. 7 

Die Discuſſion wird Seide und zur Abſtimmung geſchritten. Vorher 
erklärt Abg. Schulze (Berlin), daß in Ye und feiner Freunde Antrage 
das Wort „ausſchließlich“ wegfallen ſoll. Ueber den Antrag Ausfeld, Ali⸗ 
nea 1 und 4 ift namentliche Abſtimmung beantragt und werden dieſe 
beiden Alinea’3 mit 177 gegen 86 Stimmen abgelehnt. Mit der Minorität, 
deren Kern die Linke bildet, ſtimmen auch die Hannoveraner Erxleben, 
Windthorſt, beide v. Hammerſtein, v. Münchhauſen, Ur. Zachariae 
und v. Bothmer, die Schleswig⸗Holſteiner Dr. Schleiden und Schrader, 
die Sachſen v. Wächter, Haberkorn, Dr. Schwarze, Dr. Braun: 
Plauen mit Ausnahme v. Gerbers und v. Thielau's, die mit der Ma⸗ 
jorität ſtimmen, ein Theil der National⸗Liberalen Fries, Grumbrecht und 
von den preußiſchen Abgeordneten, die nicht zur Linken gehören, Lasker, 
b. Bockum⸗Dolffs, v. Carlowitz, Reichenheim, v. Hennig, Rob: 
den, v. Mallinckrodt, v. Vaerſt u. ſ. w. — Die Majorität beſteht aus 
den Conſervativen, der freien conferbativen Vereinigung, den Altliberalen, 
den Abg. Michaelis (Ueckermünde), v. Unruh (Berlin), Dr. Röpell, 
Dr, Lette, Dr. Gneiſt und der Mehrzahl der National⸗Liberalen unter 
b. Bennigſen und Dr. Braun (Wiesbaden). Von den beiden Wiggers 
Man: n ers (Roftod) mit der Majorität, Wiggers⸗Berlin mit der 

or 

Duncker (Berlin): Nach dieſer Abſtimmung habe ich Namens der 

Antrag — zu 3 daß wir auf die Abſtimmung über Alinea 2 und 3 

erth mehr legen. 

er Antrag Erxleben wird gleichfalls abgelehnt, dagegen der Antrag 

Lette und mit dieſem der ganze Artikel mit großer Majorität angenommen. 

Das Zuſatz⸗Amendement von Carlowitz wird abgelehnt. 

Ein Antrag auf Vertagung findet nicht die Zuſtimmung des Hauſes. Der 
Prälivent eröffnet die Special⸗Discuſſion über Art. 12. 

Abg. Kid (Obergerichts⸗Director in Oldenburg): Nachdem die Anträge 
auf Verantwortlichkeit der Executive gefallen, beruht die ganze Hoffnung, nicht 
in den abjoluten Staat zu derfallen, auf der Annahme des Amendements 
b. Bennigſen. (Präsident Dr. Simſon möchte fait bermutben, daß der Red⸗ 
ner über das Amendement v. Bennigſen zu Art. 17 ſpricht. Redner verneint 
dies.) Ich habe dieſes Amendement eventualiter mit Freuden begrüßt, aber 
ich glaube, daß Art. 12 außerdem noch einer kleinen Abänderung bedarf. 


Wenn zu Art. 12 nur das Amendement v. Bennigſen en e el wird, ſo] B 


ſtehen ſich Bundeskanzler und Bundescommiſſarien ungefähr wie folgt gegen⸗ 
über, Der Bundeskanzler entwickelt ſeine Anſichten, die Herren Commiſſarien 
ben vielleicht einige leiſe Bedenken und es entwickelt ſich eine kleine Discuf 
on, die der Kanzler eine Weile ſich fortſpinnen läßt und dann erklärt, da 
ne Anſicht die maßgebende fein müſſe. M. H.! Niemand kann zweien 
Herren dienen. Der Bundeskanzler wird von der preußiſchen Regierung er⸗ 
nannt und wird demnach thun, was der preußiſchen Regierung genehm iſt: 
als verantwortlicher Kanzler aber wird er das thun, was er verantworten 
kann. Der Bundeskanzler muß unabhängig daſtehen und deshalb beantrage 
ich: Im Anſchluß an das Amendement Bennigſen nach den Worten „der 
Präſident ernennt“ hinzuzufügen: „und entläßt“. 
Ein Antrag auf Vertagung wird abermals abgelehnt. 
bg. v. Bennigſen befürwortet fein Amendement. Der Verfaſſungs⸗ 
Entwurf iſt von der Anſicht ausgegangen, daß dem Bundes⸗Prädium, alſo 
der Krone Preußen, auf dem Gebiete der Executive ſehr bedeutende Befug⸗ 
niſſe zuſtehen müſſen, die ihr entweder ausſchließlich übertragen find, wie in 
Heerweſen und Marine, oder bei deren Ausübung ihr doch eine ſehr hervor⸗ 
ragende Bedeutung zutommt. Indeſſen ſcheint mir, daß es wünſchenswerth 
iſt, dieſe Befugniſſe an beftimmte Organe zu übertragen, die zugleich eine Ver: 
antwortlichkeit innerhalb gewiſſer Grenzen zu tragen Bunt: Es werden 
immerhin einige Jahre vergehen, ehe die Befugniſſe der Executive genau feſt⸗ 
eſtellt werden können, aber 


ne orts, wie z. B. auswärtige Angelegenheiten und Krieg direct 


8 preußiſchen Reſſortminiſter zu beauftragen, für andere Reſſorts vielleicht 
5 Cen Verwaltungsbeamte, wie dies am Paßlichſten erſcheint. Ein Theil der 
| wird freilich übrig bleiben, wo gar keine greifbaren, am wenigſten 
fo anwortliche Organe zu ſchaffen find; dies kann uns aber nicht 11 Sie. 
„belt es geht, beitimmte Organe zu ſchaffen, und deshalb bitte ich Sie, 
Intrag ur. 3 
8 6. b. Thielau (Landesalteſter in Bautzen): Die Ernennung eines 


4 


chon jetzt kann es keinem Bedenken unterliegen, 


E IE ar > 


R 


verantwortlichen Chefs mit einzelnen Beamten für Geſchäfte, die eigentlich in 
den Handen des Bundeschefs concentrirt find, iſt nichts als die Annahme der 
etwa abgelehnten Verantwortlichkeit und ich muß demnach dringend warnen, 
dieſen Antrag anzunehmen. b 

Präſident Graf Bismarck: Inſoweit eine Verantwortlichleit in der 
Unterzeichnung durch den Bundeskanzler liegt, glaube ich, iſt es für den 
Nele gleichgiltig, ob dieſe Verantwortlichkeit von einer oder von mehreren 

erſonen getragen wird. Es iſt nur der Wunſch ausgeſprochen worden, daß 
überhaupt Perſonen deutlich deſignirt ſeien, an denen die Verantwortlichkeit 
haftet. Wenn ich dieſe Amendements recht verſtehe, ſo würde es für die 
preußiſche Regierung nicht facultativ, ſondern nothwendig ſein, ihren Einfluß 
und ihte Stellung in dem Bundesrath dadurch zu ſchwächen, daß fie den⸗ 
ſelben nicht in einheitlicher, ſondern in collegialiſcher Form ausübt. Es 
würde gewiſſermaßen zwiſchen verſchiedenen preußiſchen Bundesvertretern und 
Bundesgeſandten, dem Bundeskanzler, der ja zu ihnen gehört, auf der einen 
Seite und ſeinen militäriſchen Collegen auf der anderen, vielleicht eine colle⸗ 
gialiſche Abſtimmung noch nothwendig ſein, um das preußiſche Votum, das 
J nur einheitlich abgegeben werden kann, herzuſtellen, und bei dieſer collegia⸗ 
liſchen Abſtimmung konnte ſich der Bundeskanzler möglicherweiſe in der 
Minorität befinden, indem jeder der mit ihm concurrirenden Collegen ſich auf 
ſeine beſondere und perſönliche Verantwortlichkeit berieſe. 

Es iſt Sache des Bundeskanzlers, ſich mit feinen preußiſchen Collegen oder 
Miniſtern in derjenigen Fühlung zu erhalten, daß er in erheblichen politiſchen 
Fragen ſich nicht von ihnen trennt, daß er weiß, wie weit er im Bundesrathe 
gehen kann, ohne daß er der Unterſtützung des Miniſteriums, von dem er ab⸗ 
hängt, verluſtig geht. Aber die Inſtruction des Bundeskanzlers kann nur 
von dem preußiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ausgehen, 
oder der letztere muß ſelbſt der Bundeskanzler fein, Sie berühren da tief⸗ 

ehende Fragen üder das innere Räderwerk eines collegialiſch zuſammengeſetzten 
Miniſteriums, und ich würde mich außer Stande fühlen auß dies ganze Werk 
einzugehen und dabei preußiſcher Miniſter zu bleiben, wenn ich nicht ſicher 
wäre, daß die Inſtruction des Bundeskanzlers zu meinem Reſſort gehört und 
nicht ein Gegenſtand collegialiiher Abſtimmung zu iſchen meinen Collegen und 
mir fein müßte, ſondern daß ich darüber nur Sr. Maj. dem Könige Vortrag 
zu halten habe und nur ihm darüber verantwortlich wäre, was ja nicht aus⸗ 
ſchließt, daß ich ſelbſt wiſſen muß, wie weit ich in diefer Richtung gehen und 
mich in Uebereinſtimmung mit meinen übrigen Collegen halten kann. 

Dies Princip aber, daß die preußiſche Stimmabgabe innerhalb des Bun⸗ 
desrathes von dem auswärtigen Miniſterſum abhängt, wird durch dieſen 
wang, die preußiſche Stimme collegialiſch auszuüben, weſentlich alterirt. Ich 
möchte bitten zu ſcheiden zwiſchen einem wörtlichen Ausdruck für die Verant⸗ 
wortlichkeit, die der Bundeskanzler durch feine Unterzeichnung übernimmt, 
wofür, wie mir ſcheint, im Haufe die Neigung ift zu ſtimmen. Ich kann mich 
nicht dafür erklären, denn es iſt immer eine Faſſungsänderung, von der ich 
nicht vorher weiß, welche Tragweite die übrigen Regierungen ihr geben werden. 

Abg. Windthorſt (bannov. Staatsminiſter a. D.): Wenn ich den Ents 
wurf recht verſtehe, ſo wird einfach bei Publication des Geſetzes unter Con⸗ 
traſignirung des preußiſchen Staatsminiſteriums das Geſetz als Bundesgeſetz 
publicirt. Die übrigen Regierungen haben fi blos bedungen, daß der be⸗ 
treffende Bundescommiſſar neben dem preußiſchen Miniſterium ſteht. Man 
hat lune daß die Verantwortlickkeit eigentlich kein Object habe. Ich glaube, 
die Bundesfinanzen und die Bundes⸗Kriegsverfaſſung find ſehr greifbare 
Objecte. Im Uebrigen fehe ich nicht ein, 
dem Bundes⸗Kriegsminiſter noch ein beſonderer Kriegsminiſter nöthig ift, ſelbſt 
in Preußen nicht, wenn nur das preußiſche Miniſtecium dem Bunde verant⸗ 
wortlich wäre. Ob der Bundeskanzler als Bundesbeamter vereidigt wird 
oder nicht, iſt gänzlich ohne Bedeutung. 1 

Abg. Tweſten befürwortet den Bennigſen'ſchen Antrag. Den Bundes: 
kanzler habe man ſich 4 denken als — Miniſter für deutſche Ange⸗ 
legenheiten, der zugleich Vorſitzender des Bundesrathes it, während andere 
preußiſche Miniſter die einzelnen Zweige der Bundesverwaltung vertreten, 
5 185 W darum doch nicht zugleich Mitglieder des Bun⸗ 
desrathes ſind. 8 

Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf Bismarck: Ich hatte es 
allerdings ſo verſtanden, daß mit dieſen Chefs der Verwaltungszweige preu⸗ 
ziſche Mitglieder des Bundesrathes gemeint fein ſollten, wie es denn in der 
Intention liegt, dieſe preußiſchen Mitglieder des Bundesrathes, die man auf 
17 treiben wird, in den verſchiedenen Zweigen der Verwaltung zu wählen 
und zwar in den höheren Stellungen, damit der Bundesrath in ſeinem Schooße 
mit den nothwendigen techniſchen Kenntniſſen ausgeſtattet ift. Sollten Beamte 
gemeint fein, die außerhalb des Bundesrathes ſtehen, dann ſcheint mir der 
Antrag in ſehr enger Verwandtſchaft, ja Identität mit dem ſchon abgelehnten 
Antrage eines unitariſchen Bundesminiſters zu ſtehen. Sie würden mit einem 
ſolchen Bundes⸗Finanzminiſter, z. B. den ſächſiſchen, heſſiſchen u. |. w. Finanz: 
miniſter mediatiſiren und ihn zu einem Unterbeamten des Bundes⸗Finanz⸗ 
minſſters machen. Das thun die Regierungen nicht und wir haben keine 
Nothwendigkeit, etwas von ihnen zu verlangen, wenn unſer ganzes Werk eher 
in Gefahr gerathen konnte, als daß wir dieſe Conceſſion erreichen, welche zu 
engen 5 koͤniglich preußiſche Regierung weder den Willen noch die Berech⸗ 
igung hat. 5 

Der Präſident fhreitet zur Abſtimmung. Der Antrag des Abg. Kitz 
(der einen älteren von v. Bennigſen geſtellten und von ihm aufgegebenen 
Antrag wieder aufnimmt und erweitert) wird faſt einſtimmig abgelehnt. 
Abg. Lasker zieht ſeinen Antrag zurück, da der Präſident und das Haus 
über denſelben vor dem Bennigſens abſtimmen wollen und er ſich mit dieſer 
Anordnung nicht einverſtanden erklären kann. 

Ferner werden die auf Art. 12 bezüglichen Anträge des Abg. Ausfeld 
abgelehnt. Dagegen wird der von v. Bennigfen beantragte Zuſatz zu Ar⸗ 
tikel 12 mit einer Mehrheit angenommen, gegen welche einige Stimmen 


weshalb in den Einzelſtaaten neben 


um Haufe Zweifel erheben, die aber vom Präſidenten als von ihm und dem 


ganzen Bureau ohne Widerſpruch wahrgenommen bezeichnet wird. Graf 
Bethuſy⸗Huc beantragt namentliche Abſtimmung. Präſident Simſon 
aber weiſt dieſen Antrag im jetzigen Stadium der Abſtimmungen als verſpä⸗ 
tet zurück und ſchreitet zur Abſtimmung über Artikel 12 des Regierungs⸗ 
Entwurfs mit dem ebentuell anden weder Zuſatz v. Bennigſen („das 
Präſidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im Bundesrathe den Vorſitz 
führt und die Geſchaͤfte leitet; ferner die Vorſtände der einzelnen 
Wege eee u. ſ. w.“) 3 

Das Reſultat dieſer Abſtimmung erſcheint dem Bureau 
Zählung ergiebt 125 gegen 125 Stimmen, alſo überhaupt kein Reſultat und 
die namentliche Abſtimmung wird nothwendig. Nach Abgabe der 
Stimmen fragt der Präſident Simſon, wie Herr d. Lavergne⸗Peguilhen 
geſtimmt habe? Das Bürcau fei darüber im Unklaren. Antwort: mit Nein! 
Präfident: Mit Ja (für Art. 12 mit dem Zuſatz Bennigſen) haben ge: 
ſtimmt 126, 5 ein 127. (Der Präſident ſelbſt hat mit Ja, beide 
b. Vincke's mit Nein geſtimmt). ; 

Auf der Rechten 8 be verlangt man nun, daß über Art, 12 des 
Regierungs⸗Entwurfes abgeſtimmt werde, da derſelbe pure ohne Zuſatz dem 
Hauſe gar nicht als Abſtimmungsobject vorgelegen. Präſident Simſon ber 
weigert dies aber auf das Beſtimmteſte als mit der Geſchäftsordnung und 
ihrer Praxis im preußiſchen Abgeordnetenhauſe unverträglich. Im Haufe 
bertſcht große Aufregung, auch an den Tiſchen der Commiſſare lebhafte 


zweifelhaft, die 


Bewegung. 8 u - 

Abg. b. Binde: Die Präcedentien im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ver⸗ 
bieten 0% durchaus Berg daß jetzt noch über die Regierungsvorlage abgeſtimmt 
wied. In England kommt es häufig vor, daß man für eine Vorlage mit einem 


50 Zuſat ſlimmt, der fie verſchlechterk, weil man die Vorlage verderben will, 


Inwiefern das bier der Fall geweſen iſt, lann und will ich nicht unterſuchen. 
denon "fen 5 mich ausſprechen! Präſident: Laſſen Sie doch 
den Redner aussprechen und wiverlegen. Sie ihn! Unſere Geſchaftsordnung, 
9., iſt mangelhaft, weil fie Die ee über die Juſähe der über die 
eigentliche Vorlage voranſtellt. Aber ich habe fie anzuwenden, fie zu ändern 
üt meine Sache nicht. Indem ich eine Abstimmung über Art, 12 vorzuneh⸗ 
men noch einmal entſchieden ablehne, iſt damit über die Regierungsvorlage 
nicht etwa zur Tagesordnung gegangen. Wir befinden uns in der Vor⸗ 
berathung und werden ſpäter noch immer Gelegenheit haben, die durch das 
heutige Votum ent andene Lücke auszufüllen. 
Abg. v. Hennig: Das Haus dat über die Re 
abgeſtimmt, indem es den Jyſatz 15 ibe annahm. ( 
Graf Bismarck Rein Nein!] Ihr Nein widerlegt 
fiht war, den Art, 12 zu verbeſſera; wenn die! 
Bundeskanzler 1 ganz ſtreicht, jo iſt das ihre Sa he. 
E. Zi ident: Eine zweite Abſtimmung nehme ich unter keinen Um⸗ 
nde 


por. 
Abg. Graf Bethuſy⸗Huc kündigt einen Zusatz zu einem der folgenden 
i aa e e e 
lt, as Haus iſt in großer Erregung. u 
44 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. . gr 


S Berlin, 25. Min, led] In den 
a de ge ene u An 

| r Poſtverw n ig⸗Holſtein, 
von Baiern abgetretenen Territo rium, bie debe 


ierungsvorlage ſchon 
Viele Stimmen, auch 
mich nicht. Unſere Ab⸗ 
ehrheit des Hauſes den 


Büreaus der oberſten 
dieſes Jahres erfolgte 
Hannover und in dem 
de Einverleibung des 


Thurn: und Taxisſchen Poſtbezirkes und mannigfache Reformen ſetzen alle 
Kräfte des königl. General⸗Poſtamtes in Shätioteit. — Die nothwendigen 
ſpeciellen Feſiſtellungen mit der fürſtlich Thurn» und Tarisſchen Verwaltung 
haben zur Bildung einer beſonderen Commiſſion, die in Frankfurt a. M. 
tagen wird, Veranlaſſung gegeben. 
neuen Landestheile, in welchen wir bereits das Poſtregale ausüben, Beamte 
aus den älteren Provinzen verſetzt werden, um die Uebergangsſchwierigkeiten 
zu erleichtern. Jedenfalls dürften nach Beſitznahme des Thurn⸗ und Taxis⸗ 
ſches Bezirkes Verſetzungen in ausgedehntem Umfange erfolgen. Der größte 
Theil der praktiſchen Beamten jener Verwaltung dürfte preußiſcherſeits Ver⸗ 
wendung finden, wie dies ja auch in Hannover der Fall war. Im Oberpoſt⸗ 
Directionsbezirke Kiel hat Herr Geh. Poſtrath Wolff Einleitungen wegen 
Uebernahme ehemals däniſcher Poſtbeamter getroffen. Schleswig⸗Holſtein 
hatte bereits bei Gründung des deutſch⸗öſterreichiſchen Poſtvereinsvertrages 
eine geſonderte Poſtverwaltung und trat in jener Zeit jenem Vertrage bei. 
Die politiſchen Creigniſſe hoben jene Postverwaltung auf und führten fie 
unter däniſches Regiment zurück. — Die Gehälter der Poſtunterbeamten ſind 
faſt durchweg bis zum Marimaljage um 50 Thaler jährlich erhöht worden. 
— Die gleich wünſchenswerthe Erhöhung der Gehälter döberer Beamienklaſſen 
dürfte vorlaufig noch frommer Wunſch bleiben. — Art Expeditionsmodus 
ſtehen mannigfache Veränderungen bevor. Vom 1. April d. J. ab tritt ein 
veränderter Abrechnungsmodus über die Vorſchüſſe bei Kartenwechſel zwiſchen 
Eiſenbahn⸗Poſtalten ein. — Der VPorſchußverkehr bei dem Annahmegeſchäſt 
iſt inſofern erleichtert worden, als die ſofortige baare Auszahlung kleiner 
Vorſchußbeträge an Privatperſonen dem Pofbeamten geſtattet worden iſt. 
Eine Berechtigung des Aufgebers ſolcher Sendungen, die ſofortige Auszahlung 
zu verlangen, beſteht nicht. 

** [Der Brief des Königs von Italien an Gr. Bismarck! bei 
Verleihung des Annunciatenordens lautet wie folgt: 

„Herrn Gr. Otto v. Bismarck⸗Schönhauſen!“ 

Im Augenblicke, wo die Vereinigung Venetiens mit Italien die Reſultate 
der dauernden Allianz zwiſchen der Regierung Sr. Maj. des Königs von 
Preußen und der meinigen krönte, will ich ARE ein neues Zeichen meiner 
Hochachtung geben; ich wünſche zu gleicher Zeit Ihnen zu beweiſen, wie ich 
die Anſprüche anerkenne, welche Sie auf die Dankbarkeit zweier Nationen 
durch die eminente Theilnahme erworben haben, die Sie bei der Durchführung 
des ruhmvollen Werkes, ausgeführt durch Se Maj. den König Wilhelm J., 
een erhabenen Souverän, bewieſen haben. In Folge deſſen ernenne ich 

ie zum Ritter meines hohen Ordens der heiligen Annunciate, und ich beauf⸗ 
trage meinen Secretär des auswärtigen Ministeriums, Ihnen die Inſignſen 
zu überweiſen. Es befriedigt mich, durch dieſen eclatanten Beweis meiner 
Gefühle die Stelle zu weihen, welche Italien Ihnen in den Erinnerungen an⸗ 
weiſen, die ihm ſtets lieb und theuer ſein werden. Mögen Sie darin den 
Beweis des Werthes ſehen, den ich darauf lege, die intimen Beziehungen 
zwiſchen Italien und Preußen, die durch ſo denkwürdige Ereigniſſe herbei⸗ 

eführt worden, durch Sie fortgeſetzt zu ſehen. Ich bitte Gott, daß er Sie, 

err Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen, in feine heilige Obhut nehme. 

Florenz, den 13. Jan. 1867. Victor Emanuel. 


Visconti Venoſta. 
Ruſ land. 
O Warſchau, 24. März. [Wege⸗ und Brückenbau. — 


Kriegs contribution. — Fürſt Bebutow 1. — Willkür.] Die 


Verwaltung des Wege⸗ und Brückenbaues im Königreich Polen, die 
ſchon ſeit 1846 von dem Petersburger Miniſterium der Öffentlichen Baus 
ten reſſortirte, jedoch noch einen bedeutenden Grad von Selbſtſtändigkeit 
hatte, iſt nun ebenfalls aufgehoben. Von nun an wird man an der 
Newa über Anlegung neuer Straßen, Brücken ꝛc. in Polen beſtimmen 
und von dort aus die Erhaltung der vorhandenen beauffichtigen. Ueber 
das, was Polen von dieſer „Reform“ zu erwarten hat, kann uns ein 
Vergleich in Betreff des Chauſſeebaues zwiſchen hier und Volhynien 
3. B. belehren. Während nämlich unter der obſchon beſchränkten, aber 
immerhin autonomen Verwaltung Polens feit 1831 zu den früher vor: 
handen geweſenen Chauſſeen in dieſem Lande eine große Zahl neuer 
fortwährend hinzukam, ſo daß ſchon 1861 es nur noch ſehr wenige der 
größeren Städte gab, die nicht in das Chauſſeeſoſtem aufgenommen 
waren, ſind es erſt drei Jahre her, daß in Volhynien eine einzige ſtra⸗ 
tegiſche Chauſſee eröffnet wurde. Allein eben der Vorſprung des König⸗ 
reichs an Cultur iſt es ja, der den Ultra⸗Ruſſen ein Gräuel in den Augen 
iſt. Es ärgert dieſe Herren ausgeſprochenermaßen nicht wenig, daß 
unter Graf Bergs Verwaltung Einiges für Eiſenbahnbau geſchah, und 
ſie ſcheuen ſich nicht, ihm es als Sünde gegen Rußland anzurechnen. 
— Das Gerücht von einer dem Königreiche aufzuerlegenden Contribu⸗ 
tion zur Deckung der Kriegskoſten des letzten Aufſtandes hält an. In 
den litthauiſchen Provinzen ift eine ſolche in der Höhe von 15 Millionen 
Silber⸗Rubel, und zwar faſt nur auf den größeren Grundbeſitz, bereits 
ausgeſchrieben. Daß hiermit der endliche Ruin der polniſchen Grund⸗ 
beſitzer hauptſächlich bezweckt wird, iſt klar. — Geſtern Früh ſtarb hier 
im 74. Lebensjahre der vieljährige Commandant von Warſchau, Fürſt 


Bebutow. Der Mann war hier beliebt und hat in der ſchwierigen Zeit 


des Kriegszuſtandes für das Unglück der Polen viele Theilnahme gezelgt; 
während ſeines längeren Aufenthaltes hier hatte er die Polen liebgewon⸗ 
nen und aus dieſer ſeiner Liebe und Achtung nie ein Hehl gemacht. Es 
iſt dieſes viel in einer Zeit, wo von oben herab die Animoſität gegen 
Polen als die Haupttugend eines Ruſſen propagirt wird. — Wir wollen 
die Leſer daran erinnern, daß hier noch immer das Verbot beſteht, nach 
12 Uhr Mitternachts auszugehen. Ebenſo darf noch immer kein Feſt, 


nicht einmal ein kleines Familienfeſt, ohne vorher eingezogene Polizei⸗ 


Erlaubniß ſtattfinden. In der nächſten Nachbarſchaft des Schreibers dieſes 
kamen zwei Bürger um eine ſolche Erlaubniß ein und gaben vorſchrifts⸗ 
gemäß in ihren Geſuchen das Tanzprogramm an. Da auch eine Era 
covienne aufgeführt war, ſo wurde dem einen dieſer Bürger die Erlaub⸗ 
niß verfagt, dem anderen das Feſt zwar geſtattet, aber doch am Anfang def 
ſelben erſchien ein Polizeibeamter in dem Saale, mit der Anzeige, daß 
er die Weiſung habe, den Tanz zu überwachen. Er blieb da bis zuletzt 
und machte ſich auch zum Tiſchgaſt. Die Geſellſchaft beſtand Alles in 
Allem aus kaum 30 Perſonen. — Dieſe Thatſachen, die wir verbürgen, 
geben den Leſern ein Bild von der Polizeiatmoſphäre, in welcher Polen lebt. 


Amerika. 

_ Nemwyork, 9. März. [Zur Negerfrage.] Eine Reſolutton des 
Senates, die Conſtitution durch eine Prohibitioclauſel gegen die Staa⸗ 
ten, die das Recht auf die Wahl und öffentliche Aemter den Farbigen 
ſtreitig machen, zu amendiren, wurde an das richterliche Comite ver⸗ 
wieſen. In Betreff der Vorgänge bei den Municipalwablen in Alexandria 
(Virginien), wo die Neger in ihrem Wahlrechte benachtheiligt wurden, 
if von Richter Unterwood und Anderen eine Denkſchrift an den 
Congreß erlaſſen worden. — In Charleſton wurde ein Meeting von 
Weißen und Farbigen veranſtaltet, um die republikaniſche Partei daſelbſt 
zu conſtituiren. : 

— 21. März. [Zur Al abamafrage.] Das Repräſentanten⸗ 
haus hat eine Reſolution angenommen, wodurch das Comite für aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten angewieſen wird, feſtzuſtellen, warum die Ala⸗ 


bama⸗Entſchädigungs⸗Forderungen nicht bezahlt worden find und was 


„um deren Zahlung zu gewährleiſten. 
geschehen [ol 215 [Neueſtes.] Der Congreß hat die Verfügung 
getroffen, daß das Freemen's Büreau die nothleidenden Weißen in den 
Südstaaten unterſtützen fol. — General Butler und Thaddäus Stevens 
ſetzen ihre Agitation zu Gunſten der Anklage des Präfiventen und der 
Gonfiscation des Eigenthums im Süden fort. — Man ſchreibt dem 
„Moniteur“ aus Richmond, daß die geſetzgebende Verſammlung von 
. a 15 at: beſchloſſen hat, deſſen Charakter weſentlich 
i 5 ard am 22. Februar daſelbſt eine Bill angenommen, 
welche allen Fremden ohne Unterſchied das Recht bewilligt, Eigenthum 
im Staat Virginien zu beſitzen, zu erben und zu kaufen, als ob fie 
Bürger des Staates wären. f f 50 


+ 


Schon am 1. April ſollen in diejenigen 
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—* Breslau, 26. März. [MWählerverfammlung.] 
etlaſſenen Einladung waren geftern Abend die Wähler der 3, Abth 
21. Wahlbezirks zur Beſprechung über die bevorſtehende Wahl eines Stadt⸗ 
verordneten im unteren Saale des Cafs restaurant derſammelt. Hr. Leop. 

rankfurther eröffnete die Verſammlung, welche demnächſt Hrn. Stadtv. 

dachimsſohn zum Vorſitenden ernannte. Darauf empfahl Hr. Dr. Stein 
ö die Candidatur des Hrn. Banquier Herrmann Schweitzer, welche vom all⸗ 
$ meinen Comite ſchon früher genannt worden ſei. Es werde gejagt, daß bei 
5 tadtverordnetenwahlen die politiſche Richtung nicht maßgebend ſein ſolle. 
Dies ſei im Allgemeinen richtig, aber man gebe ſich keiner Illuſion bin; je 
nachdem die liberale oder conſervative Partei die Oberhand habe, wähle 1 
ihre Candidaten. Die liberale Partei in der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
müfje verſtärkt werden, die Majorität ſchwanke, er erinnere nur an die Ber: 
neinung der Diätenfrage, welche ſelbſt vom 1119 unter Umſtänden als 
eine Communalſache anerkannt worden. Nachſtdem werde die Schulfrage 
herantreten, deren Entſcheidung er im Intereſſe des einträchtigen Verhaltens 
der verſchiedenen Confeſſionen als von der größten Wichtigkeit erachte. Dieſer 
Bezirk könne nur liberal wählen. Für die Candidatur des Hrn. Schweitzer 
ſpreche außer ſeiner e Richtung noch ein anderer Grund, nämlich der, 
daß er nächſt dem Stadtv. Fromberg eine neue Kraft ware, die Steuer⸗ 
und Finanzfragen in der Stadtverordneten⸗Verſammlung von einem höheren 
Geſichtspunkte aus zu beleuchten. Wende man ein, Hr. Schweitzer wohnt 
nicht im Bezirk, jo erſcheine dies illiberal gegenüber dem Geſetz welches die 
Wahl aus jedem Bezirke geſtattet. Nicht vom Standpunkte dieſes oder jenes 
Bezirks ſolle der Stadtverordnete ſeine Aufgabe betrachten, bei allen ſeinen 
Berhläffen müſſe er das Wohl der gefammten Commune im Auge haben. 
Hr. Stadtv. Laß witz, der in dieſem Bezirke gewählt iſt, dankte für das 
ihm bewieſene Vertrauen und empfahl Hrn. Schweitzer als einen Mann, 
der ein Herz für ſeine Mitmenſchen und für die Sache der Commune habe 
und, mit den Finanzangelegenheiten vertraut, den materiellen Intereſſen der 
Stadt durchaus förderlich ſein werde. Redner hofft, der Bezirk werde bei der 
beborftehenden Wahl ſeinen alten Ruhm bewähren. 

Hr. Goldſchmidt empfahl die Candidatur des Hrn, Promnitz, der in 
dem Bezirke wohne und alle Eigenſchaften für die Stellung eines Stadtver⸗ 
ordneten beſitze, auch die nöthige Zeit dafür habe. Hr. Samoſch befürwortete 
Hrn. Schweitzer, indem er auf deſſen edlen Wohlthätigkeitsſinn hinwies. 

r. Siegfried Cohn betonte, es ſei nothwendig, daß die Stadtverordneten⸗ 

erſammlung durch eine zweite Finanzcapacität verſtärkt werde, und als ſolche 
kenne er Hrn. Schweitzer. Hr. Sindermann wollte, die Wähler möchten 
bei dem Candidaten aus ihrer Mitte ſtehen bleiben und erwähnte unter An⸗ 
derem die Frage der Ohleregulirung, die gegen das Intereſſe der Adjacenten 
entſchieden worden ſei, weil ſie in der Stadtverordneten⸗Verſammlung nicht 

enügend vertreten waren. Da Redner auch der Pflaſterung einer noch un⸗ 
bebauten Straße gedachte und mehrfach abſchweifte, ſo wurde er von dem 
Vorſitzenden zur Sache verwieſen. Nachdem die Sb Dr. Stein und 
Laßwitz A Anführungen der Vorredner widerlegt hatten, bemerkte der 
Vorſitzende, der Wahlbezirk umfaſſe nicht einen, ſondern vier Stadtbezirke, die 
bereits durch die Herren Dr. Eger, Krug, Samoſch, Stetter und ihn 
ſelbſt aus der eigenen Mitte vertreten ſeien. Jedes Mitglied der gegenwär⸗ 
ligen Verſammlung möge ſich nun als Vertrauensmann betrachten und mit 
aller Energie für die Wahl des Hrn. Schweitzer wirken. Eine verſuchte 
Vorabſtimmung ergab, daß Hr. Schweitzer in dieſer Verſammlung unzweifel⸗ 
haft die große Majorität für ſich hatte. . 


Breslau, 27. März. [Gardinenbrand.] In einer Parterre⸗Woh⸗ 
4 nung des Hauſes Graden Nr. 20 fand geſtern Abend ein Gardinenbrand 
E ftatt, welcher Veranlaſſung zur Alarmirung der Frege durch Station 
— Nr. 20 (im königl. Poſtgebäude) kurz vor 7% Uhr gab. Dieſelbe kehrte 
5 jedoch ohne in Thätigkeit zu kommen, wieder zurück, da die Gefahr bereits 
Es eſeitigt war. 


Br + Aus dem Miefengebirge, 25. März. [In Warmbrunn] iſt es 
den raſtloſen Mühen des Ortsvorſtandes endlich gelungen, die neuen, längſt 
erſehnten Straßenlaternen ans und berbeizuſchaffen und in allen Theilen des 
freundlichen Ortes fo aufzuftellen, daß derſelbe am Geburtstage des Königs 
zum erſten Male und zur großen Freude aller ſeiner Bewohner vollſtändig 
: beleuchtet werden konnte. — ich m Ber i 
 zufigen, daß am Geburtstage des Königs ein gr 3 Diner in der Gallerie 
9% veranſtaltet worden war, an welchem nicht blos Herren, ſondern zum erſten 
Male auch Damen, ſowohl aus dem Adels, als auch aus dem Bürger: und 

andwerkerſtande in ſchönſter Harmonie Theil nahmen. Warmbrunn das 

ch von Jahr zu Jahr vergrößert und berihönert, kann es nur zum Ruhm 
und größten Vortheil gereichen, wenn jeder ſeiner Bewohner mit allem Ernſt 
die endliche und vollſtändige Verbannung des Kaſtengeiſtes erſtrebt, der nirgends 
läftiger iſt und empfindlicher wirkt, als gerade an dieſem bedeutendſten aller 
Eurorte der Sudeten, als gerade am Centralpunkte des gejelligen Lebens 
2 im Hochgebirge und dem Hauptauswanderungsorte faſt aller Reiſenden. — 
1 Ferner kann ich meine letzte Mittheilung, daß die Bade⸗Anmeldungen aus 
dem Kriegerſtande bereits eine noch nicht dageweſene Höhe erreicht, heute noch 
dahin ergänzen, daß auf eine Anfrage der Intendantur des V. Armee⸗Corps: 
od und wie viel ktanken Soldaten in dieſem Jahre Freibäder gewährt werden 
bLonnten, Herr Cameral⸗Director v. Berger im Auftrage des Herrn Grafen 
8 und unter ausführlicher Darſtellung aller Berbältnifie die Antwort ertheilt 
5 hat, daß in dieſem Jahre ausnahmsweiſe 500, ſage Fünfhundert Kriegern 
2 8 te Bades und Brunnencur bewilligt werde und daß deren 
5 Vertheilung auf die Monate April, Mai, Juni, September und October ſtatt⸗ 
5 nden ſolle. Mehr Freibäder aber könnten um deshalb nicht gewährt wer⸗ 
en, weil außerdem noch 300 Perſonen aus dem Civilſtande freie Bade⸗ und 
dadon der Hälfte ſogar auch noch koſtenfreie Aufnahme und 


Mela ve 


* 


* 


* Nen ren 
1 
' 


FETT A A 
5 7 . 7 N 
* 4 


— 


Brunnencur, f 3 h 
Verpflegung im gräflichen Hoſpiz zu Theil werden ſolle, alle übrigen Curgaſte 
aber — die in dieler Saiſon in großer Anzahl zu erwarten ſeien — bei einer 


Hantel der ie 4 1 ea huge won a 
Curort ſelbſt zum Nachtheil gereihen könne. Erwägt man nun, daß der Gra 
ſchon ie — Jahre 254 Militärperſonen aller Grade koſtenfreie 
Badecur und außerdem noch 22 Soldaten in feinem zur Aufnahme von Ver⸗ 
wundeten beſonders errichteten Privat⸗Lazareth vollſtändig freie Verpflegung 
gewährt hat und daß endlich auch ſämmtliche Einquartierungen auf ſein en 
Gütern im vergangenen Jahre unentgeltlich bewirthet worden ſind, ſo be⸗ 
fremdet es, weslald ihm noch von keiner Seite, als nur in dieſen Blättern, 
eine Anerkennung zu Theil geworden iſt. Wir hatten gehofft, auch den Na⸗ 
men des Grafen in der geſtern hier eingegangenen Ordensliſte zu finden. 


—ch= Oppeln, 26. März. [Fackelzug.] Zu Ehren des heut als 
Pfarrer nach Conſtadt abgehenden seitherigen Kaplans Herrn Reymann ward 
eitern Abend von dem hieſigen katholiſchen Geſellenverein, deſſes Präſes der 
Genannte war, ein ſolenner Fackelzug veranſtaltet. Der Zug bewegte ſich 
unter den Klängen der Muſit don dem auf dem Töpfermarkt befindlichen 
BVereinslocal über die Pfarrgaſſe und den Ring nach der ſogenannten Kapla⸗ 
nei, woſelbſt nach Abſingung eines Liedes Herr Buchdindermeiſter Belica 
Worte des Dankes an den Gefeierten, als den ſeitherigen eifrigen Leiter des 
Vereins, richtete und ihm zuletzt ein dreimaliges Hoch brachte, in welches die 
verſammzelte Menge lebhaft einftimmte, Herr ꝛc. Reymann erwiderte dieſe 
Anſprache, auf den Verein zum Schluß ein Hoch ausbringend. Nach Vor⸗ 
trag einer Muſikpiece jeitend der Kapelle begab ſich der Zug vor die Stadt, 
wo die Fackeln ausgelöscht wurden. Herr Pfarrer Reymann aber erſchien 


demnächſt noch einmal im V 
ſprache von den verſammelten 


Ueberfüllung von 
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Mitgliedern Abſchied. 


n den letzten Wochen gab es der 
1 Kämmerer, N 


auserſehen worden und 
foll, wie verlautet, vieſer Tage die Betätigung. höbern Orts erlangt haben. 
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8 je Wahlen vollends aufzuräumen, nur noch nöthig, einen Kämmerer zu 
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tellen. 
heren 


gung Tie Auffahme⸗ rt 


Schäler vorab 
ben ſchleunigſt 
a * Gleiwitz, 25. März. Erſcheinung.] Geſtern Abend 
Be Minen nach 8 Uhr hatte el — A 


B ebaude aus zu beobachten ae beit u. 22 25 
8 f i 5 f and in einem s 
lien beladen Streifen, der ſich nicht allzu ſchnell in der Richtung 5 2 gang: 


[Himmels 
eferent G 


[SR gab sern e n aurüdtafen® am Ende 


Auch habe ich meinem letzten Berichte noch bei⸗ 5 


ereinslocal und nahm daſelbſt in herzlicher An⸗ 


Tageschronik.] Bei uns kann B 


Demnach Abnahme im letzten 
Mo 


874 8 
eine Art Kugel von 3 Zoll 
Durchmeſſer. Nachdem der Lichtkörper 6—7 175 Ns 
len er 05 Inge ein Geräusch „ 8 100 


„Das 24. Stück der Geſetz: Sammlung enthält unter Nr. 6580 den Vertra 
zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach wegen Ausführung ane 
Eiſenbahn von Erfurt nach 28 vom 17. November 1866; unter 
Nr. 6581 den allerhöchſten Erla 
Regelung der Militär⸗Rechtspflege ꝛc. in den neu erworbenen Landestheilen; 
und unter Nr. 6582 den allerhöchſten Erlaß vom 4. März 1867, betreffend 
die Uebertragung der von den vormals hannoverſchen Militärgerichten aus⸗ 
geübten freiwilligen Gerichtsbarkeit auf die ordentlichen Gerichte. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


U ! eh 0 Sb. Ba- Luft⸗ Wind⸗ 1 

riſer A as 

tur der Luft 1 — ro meter. 2 e Ran 

Breslau, 26 März 10 U. Ab.] 329.71 [75,4] S. 2. Heiter. 
27. März 6 U. Mrg.]! 329,22 | +4,6| S. I. Trübe. 


Steslau. 7. Mürz. [Wailerftand.] D. F. 16 F. 8 J. U. P. 3 F. 5 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Wien, 26. März. Die „Wiener Abendpoſt“ bemerkt, indem fie 
die jüngſten Auslaſſungen der „Nordd. Allg. Z.“ über die Befeſtigung 
der freundſchaftlichen Beziehungen Oeſterreichs zu Preußen reprodueirt: 
„Eingedenk des Ernſtes, mit dem auch wir an dieſer Stelle den gleichen 
Wunſch, als den Intentionen der kaiſerlich öſterreichiſchen Regierung ent: 
ſprechend, zum Ausdruck brachten, dürfen wir uns angeſichts ſolcher 
Emanationen wohl darauf beſchränken, dieſelben mit ungeheuchelter Be⸗ 
friedigung zu regiſtriren“. 

Haag. 26. März. In der heutigen Sitzung der zweiten Kammer 
wurde das Kriegsbudget, ſowie die Reorganifation des Vertheidigungs⸗ 
Syſtems mit 54 gegen 14 Stimmen bewilligt. 

Paris, 26. März. Die luxemburgiſche Angelegenheit ſteht noch 
immer im Vordergrunde der politiſchen Fragen. 

Die „France“ ſagt: Wenn in der That Vorverhandlungen über die 
Abtretung Luxemburgs ſtattfänden, jo müßten ſchon aus patriotiſchen 


Rückſichten die Zeitungen ſich aller Conjecturen über dieſen Gegenſtand 


enthalten, welche die weiteren Schritte der Regierung compromittiren 
könnten. In ganz ähnlichem Sinne ſpricht „Pays“ ſich aus. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 26. März, Nachm. 3 Uhr. Die Haltung der Börſe war in Folge 
der Baiſſe des Credit mobilier etwas matter. Die 3 wurde ſchließlich zu 
68, 92% gehandelt. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 917 gemeldet. — 
Schluß⸗Courſe: Zproc. Rente 68, 92%. Italien. 5 proc. Rente 53, 95. 
Zproc. Spanier : Iproc. Spanier —. —- Deſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Actien 410, 00. Credit⸗Mobil. Actien 452, 50. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 
413, 75. Oeſterr. Anl. von 1865 pr. ept. 328, 75. 6proc, Ver. St-⸗Anl. 
von 1882 (ungeſt.) 84%. 

Wien, 26. März. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 183, 30. Nordbahn 
161, 50. 1860er Looſe 85, 95. 1864er Looſe 79, 30. Staatsbahn 209, 70. 
eg Ar —. Czernowitzer —, —. Anglo⸗Auſtrian⸗Bank 96, 50, Steuer: 
reies Anlehen —, —. 
Frankfurt a. M., 26. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Schluß⸗Courſe: Preuß. Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 105%. 
Hamburger Wechſel 88%. Londoner Wechſel 119%. Pariſer Wechſel 94%. 
Wiener Wechſel 917. Finaland. Anleihe 83%. Neue Finnl. 44% Pfank⸗ 
briefe 83%. 6 Berein, Staaten⸗Anl. pro 1882 771. Oeſterr. Banf 
antbeile 672. Oeſterr. Credit Actien 1674. Darmſtädter Bankactien 205. 
Meininger Credit⸗Actien —. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien —. 
Oeſterr. Cliſabetbahn —. Böhmiſche ſtbahn —. Mhein⸗Nahebahn —. 
Ludwigshafen⸗Bexbach 154%. Heſſiſche Ludwigsbahn 132%. Darmſt. Zettel⸗ 
ank —. Oeſterr. 5% ſteuerfr. Anl. 48%. 1854er Looſe — 188011 
Looſe 67%, 1864er Looſe 73. Badiſche Looſe 53%, Kurheſſiſche Looſe 
54%, 5% öſterr. Anleihe von 1859 614. Oeßterr. Nat.⸗ Anl. 53%. 
5% Metalliaues 46. 4 Metall. 40. Baierſche Prämien⸗Anleihe 99%. 
Feſt, aber ruhig. Nach Schluß der Börſe Creditactien 168%, 

ee 26. März. Petroleum, raff. Type, weiß, 47 Francs 
per o. 

Hamburg, 26. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Nordbahn animirt, 
Valuten fehlend. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 54. Oeſterr. Credit⸗ 
Actien 71. Oeſterr. 1860er Looſe 66. Mexicaner —. Vereinsbank 109%. 
Norddeutſche Bank 119%. Rheiniſche Bahn 116%. Nordbahn 81%, Altona⸗ 
Kiel —. Finnländiſche Anleihe 85%. 1864er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 86%. 
1866er Ruf), Prämien⸗Anleihe 82%. 6proc. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1882 
70%. Disconto 144 pCt. 


—. — 


Ballen Umſatz. 


1 einzelnen 


u ’ . 1. März 1867, 
Verz. Schuld in Goldwährung D. 14 8 80 D. 1. 464,855,191. 80 
32 — 


57 Papier 19,572,740. 00 787,028,880. CO 
Schuld, deren Perz, erloſchen 15,791,454. 31 14,576,689. 07 
Unverzinsliche Schuld ; 287,740,012. 45 264,303,128. 93 


TTT 
Total D. 2,548,349,748. 56 D. 2,580, 768,889. 80 


2,585,858. 76. 

im Schatz: 

D. 2,757,689,571. 00 
2,530,763, 889. 00 


nat. . een D. 1 
Geſammiſchuld excl. Rufjenbeftanbes 
September I., .. 
März 1., 1867 


.... 


Ui? 


Abnahme für 18 Monate D. 226,925,682. 00 
Verlooſungen. 
Am 30, März. Badiſche 35 Fl. ⸗Looſe, Prämienziehung. 


„1. April. Oeſterreichiſche 1854er Loofe, Pränienziehung. 


vom 27. November 1866, betreffend die] Fr 


Am 1. April: 


Stadt Lille 
à 2 


0 
113210. 154489. 166711. 169950. à 500 Fr. Nr. 4222. 13960. 66163. 71367. 
83093. 93275. 106832. 125973. 129241. 138030. 144597. 172058. à 400 
Nr. 6968. 7455. 16252. 72556. 75946. 80617. 86051. 124146. 146 
146496, 153170, 154456. 155243. 167078. 167539, à 200 92 Nr. 23219. 
51765. 64759. 65201. 71455. 74317. 88653. 96577. 125641. 128072. 134543, 


140015. 140345. 145650. 166536. 
Ziehung vom 22. März der 3: und 


Franzöſiſcher Credit Foncier. 
pCt. N von 1853. à 100,000 Fres. Nr. 31551. & 50,000 Fres. 
r. 139,585. & 20,000 Fres. Nr. 160062, Von den pCt. Obligationen von 
1863 fielen à 100,000 Fres. auf Nr. 4770 Ser. 30, à 30,000 Fres. auf Nr. 


4770 Ser. 39. à 5000 Fres. auf Nr. 4770 Ser. 40. 24. 20. 3. 32. 18. 2 


Berliner Börse vom 26. März 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien 
Dividende pro 1864. 1865, 


Fonds- und &eld-Oourse. 


Freiw. Staats-Anl. . 4 ½ 100 % B. 
Staats-Anl. I 185916 103 % bz. 


dito 850. 52/4 91 ½ bz. Aachen-Mastrich]| — — 
j 158% ach be. ere Aren, . 
dito 2. erg.-Mär 0 
dito 1855 41 100% ba. Berlin Anhalt. 1 l% | 18 
dito 1886(4½/100½ bz. Berlin-Görlitz. — — 
„% 1 Sg ne 
to 2. erlin-Hambu 
dito 1864 4½ 100 %½ bz erl.-Potsd.-Mgd.|16 10 
Staats-Schuldscheine 31/8314 bz. Berlin-Stettin. 70% 8 
Präm.-Anl. von 1850 3½ 120 % B. Böhm.-Westb 5 — 
Berliner Stadt-Oblig. 99%, bz. Breslau-Freib 5 9. 
‚8 Kur- u. Neumärk. 31078 ½ B Oöln-Hinden.. 168 17 
© (Pommersche 31/78 bz. Cosel-Oderberg 4 | 24 
E Ay um 8 4 ——— — 8 — — 
| Ito 4 — —— 0 — u 
8 dito neue. . . 4 1831, G. Galiz.Ludwigsb. ‚5 
(Schlesische . . 86 bz. Ludwigsh.Bexb. | 9, | 10 
3 Kur- u. 4. 14 91% ba. 3 5 
- — 1 Leipzig... 
2 1 900 — Maloı-Ludwigah 715 8 
2 (Preussische. .... 4 %% B. Mecklenburger. 2 3 
— A: -. Wieden Mark] 4-1 
= Sächsische 4 B. edrschl. — 
4 LSchlesische. 4 923% ba. Niedrschl. Zwgb.] 2% 89 
Louisd’or 111 6. Oesch. 70% ba. |nordb.Er- Wahl | m 
Goläkr. 9.96. _ |Poln.Bkn, — — —O,Zz . 7 126 
Ausländische Fonds. dito . % 14% 
Oesterr. Metalliques.5 147 B. ne 8 — 
dito Fat.-Anl. . 6 5 ba. nn — * 
dito Lot-A.v.60l4 67 4 % ba. (ehe 1 
ini, eee SATZ Keule Ge dito Stamm Fr. 61 | 7 
dito 4er Pr.-A.|4 1691, 6. Rhein-Nahebahn| — 
dito  Eisenb.-L. |— |68 bz. u Ban = 
Ar 1 Stargard - Posen.] 31 4½ 
Ital. neue 5 proc. Anl. 53a ba u. G Thüringer 8 . 
Russ, Engl. Anl. 18626 |86%, bz. panel til, uk 5 
dito Holl. Anl. 18645 [87% 6. en. 71 84½ 
dito 9 + 524 bz. 
Poln. Pfandbr. III Em. 7% B. 4 2 
bel Obl : 05 Fl, 4 0 d. Bank- und Indusirie-Paplera. 
ito 1 90% bz. Berl. Kassen-V. .} 7 81 1:6% 8. 
Kurhess. 40 Thlr. Obi. — |65 ba. nnn 
Baden. 35 Fl. Loosel— 30% G Bremer Bank...| 7 116% G. 
Amerikan. St.-Anl. 78 ½ bz Danziger Bank .| 7 10 111 8. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Ernie ya sen 8 2 105 G. 
Berg.-Märkische .. . 4½ 8 B. 5 8 944 B. 
dito u. — Gothaer „ 7 8, G. 
dito IV 2 annoversche B. 4 82½ etw, ba 
dito III v. Stg. Hamb. Nord. B.“ 72 | 9 118,8. 
Cöln-Minden. i 1. maine. 2 Sin 109 ½ 6. 
n 1 Königsberger B.] 69 | 615 111 8. | 
dito — B. 805 4 es bs. u. G 
fl eburger B. 94 G. 
„% wee, SEAL AN. 
N Preuss. — 153 bz 
> art Büringor Baar? 74 68% 8 
Cos.-Oderb, (Win) 4 — — ar „ 61 89 B. 
dito II. =. . — 
n Berl. Hand.-Ges.|8 8 108 bea 
dito conv.4 89 Coburg Credb.A.| 8 871, B, 
dito II. Darmstädter „ 6 81% ba. b. B. 
dito IV. essauer — 2 2½ etw. ba, 
Ndschl. Zweigb. L. C.|ö Disc, Com.-Anth.| 6½ 61% 102% bz, 
Oberschles, A... — nfer Credb.-A.| — — 27% bz. 
dito B.. . — — 2 „4 2 4. 
“ir, — — — ninger 1 
en = Re N oldauerLäs.-B. — — 13% B. 
dito E. Oesterr. Credb. A. 6 4 72 * 
dito F. Schl. Bank.-Ver.| 6½ [7 114½ 8. 
dito G. Mn | 
Oest.-Franz.;.....» u. G. - ' 
Oest. südl. St.-B Minerva — 1 4B. i 
Rhein v. St. gar Fbr. v. Eisenbdf. 81, 54 117% bz f 
Rhein-Nahe-B, gar... | 
Wechsel- Course, 
Amsterdam 250 Fl. bz. Augsbuig 100 Fl. 2 N86. 28 ba. 
dito dito dz. Leipzig 100 Thlr. 4 T 6. 
Hamburg 300 Mk . bz. dito to 2 u % @. 
dito dito 3 2. Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M56. 1 bz. 
— — Ba: nie - — — ee Petersburg we 8. R.. J WIN, bz. 
ee res.... . dito to M 
Wien 280 Fl. 8 T. ba. Warschau 90 8.-R. . 8 TISI 5, 
dito 2 M. 78% bz. Bremen 100 Thlr. Goldſs TII10 % ba. 


ah 
Faß 17% as 
Br., 16%, Thlr. 08 br. den. un und März⸗April 16% hl 


17% Thlr. be. und Br., 17 Thlr. Glp., Juni⸗Juli 17% Thlr. b ie 
Aug. 17%—% Thlr. bez. ir * 
Breslau, 27. März. Wind: Süd. Wetter: veränderlich. 
meter Früh 4 Grad Wärme. Bei luſtloſer Stimmung haben ch Mache un 
heutigen Marke nur ſchwach behauptet und die Zufuhr war mittelmäßig gut. 
Weizen behauptet, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher weißer 82 bis 96 Sgr., 
gelbe! 82—95 Sgr., feinſte Sorte 2 — 3 Sgr. über Notiz 
ſcher und polniſcher weißer 81 — 95 Sgr., gelber 81 — 
Sorte über Notiz bezahlt. — Roggen preishaltend, pr. 84 Pfd. 
70 Sgr., feinſſe Sorten bis 71 Sgr. bezahlt. — Gerfte preishaltend, 
or. 74 Pfund helle 58 bis 60 Sgr., gelbe 54 Sgr., feinſte Sorten 
über Notiy bezahlt. — Hafer gefragt, pe 50 Pfd. 34 bis 36 Sgr. 
feinfte Sorten über Notiz bezahlt. — Grbjen gefragter. — Wicke n offer 
fd 


— Delfaaten billiger erlaſſen. — Lupinen ſchwach beachtet, . 
gelbe 40-45 Sgr., klaue 40—44 Sgr. — Schl. ſiſche Sen 1 
achtet. — Schlag lein ruhiger. — Rapskuchen beachtet, 50 bis 52 
pr. Ctnr. S — 

gr. pr. Sci. Sgr. pr. Schf. 
Weißer Weizen 84—91—96 Bohnen 70--80—90 
Gelber Weizen 84—90—95 Sgr. pr. Sack d oN 1 
Roggen 67—68—70 Schlag⸗Leinſaat 200-210 
Gerſte. 48—54—59 Winter⸗Raps . 188—198— 1 
Hafer. 31—33—35 Winter⸗Rübſen 170—180—186 
Erbſen. 53—57—68 Sommer⸗Rübſen. . . 148 —155—166 
Wicten 8 50—54—58 Leindotter 40—146 —158 
e BB. 

r., le 15— r., feine 17—18! r., eine 

weiße preishaltend, vrbinäre 13—18 Thlr., mittle 2024 Thlr., keine 1 


27% Thlr., hochfeine 28 ½ —29 Thlr. pr. Str. 
Thymothee ohne Aenderung, 1112 ½ Thlr. pr. Err. 
Kartoffeln vr. Sack ea 150 Pfd. Netto 24—36 Sgr. Metze 1½—2 Sar. 


Oberhemden, à 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. [2650 | 
M. Naſchfow, Seinwandbandlung, end: Nr. 10, 1 | 


Oberhemden und Nachthemden, à 15 Sgr., 20 Sgr., 1 Thaler bis 
2% Thlr. je ehe J. ne { miedebrüde Sir. 12, Auswartge ni 


werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. 
C. Piorkowsk gan abi an US, Gtag 
von C. Piorkowsky, Breslau r. 15, „1. Etage, 
in dune be la bo e ene 4 — u ee, 2 
e eneigten Be 
Seabftiid, tag im ——— und ala carte, [3456] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Drud bon Graß, Barth und Comp: (. Fredrich in Breslau. 
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